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1. Einleitung 

Wenn es um die öffentliche Daseinsvorsorge geht, dann waren die letzte Jahrzehnte in der 

Europäischen Union von Privatisierung und Liberalisierung geprägt. In Europa setzten in den 

1980er Jahren massive Privatisierungs- und Liberalisierungswellen ein, vor denen kaum ein 

Bereich der Daseinsvorsorge verschont blieb. Private können es nun einmal besser, schnel-

ler und billiger, wurde behauptet. Die EU beschloss zahlreiche Richtlinien, mit denen die Li-

beralisierung von Dienstleistungen vorgeschrieben wurde. So wurde massenhaft Eigentum 

der Kommunen, Städte und Länder privatisiert. Denn die Kommunen und Staaten befanden 

sich oftmals in budgetären Nöten und suchten mit Privatisierungen ihr schnelles Glück, um 

die leeren Kassen zu füllen. Damit verbunden waren auch Versprechen auf bessere Qualität 

zu billigeren Preisen für die KonsumentInnen.   

Die Entwicklung zeigte jedoch bald erste Kehrseiten. Der Wunsch nach einem gefüllten Bud-

getloch führte oftmals zu übereilten, schlecht kalkulierten und nur scheinbar lukrativen Lö-

sungen. Vielen Kommunen verblieben Grundversorgungsaufgaben, nun allerdings ohne die 

Erlöse aus nachgefragten Dienstleistungen. Auch für die KundInnen brachten die Privatisie-

rungen nicht die versprochenen Kostenreduktionen, sondern führten im Gegenteil oft zu 

Preiserhöhungen und nicht zwangsläufig besserer Qualität. Und schließlich verloren auch 

zahlreiche Beschäftigte dieser Unternehmen ihren Arbeitsplatz oder mussten unter schlech-

teren Bedingungen arbeiten. 

Die enttäuschten Erwartungen führten in den Kommunen zu einem Umdenken. Die Men-

schen wünschen sich wieder – auch angesichts der Erkenntnisse aus der Finanz- und Wirt-

schaftskrise – mehr Sicherheit im Bereich der Daseinsvorsorge. Zahlreiche Bürgerinitiativen, 

die sich für Rekommunalisierungen stark machten, spiegeln diese Einstellungswandlung der 

Bevölkerung ebenso wider wie das politische Engagement europäischer Städte. Auf Seiten 

der Kommunen hat das (Teil-)Versagen der privaten Anbieter das Selbstvertrauen der Kom-

munen gestärkt, im Konkurrenzkampf bestehen zu können und Leistungen (zumindest) ge-

nauso gut erledigen zu können wie Private. Viele Kommunen reagieren heute auf diese Ent-

wicklungen, indem sie ausgelagerte Dienstleistungen wieder in die Kommune rückführen, 

sofern sich hierzu die Möglichkeit bietet.  

Löst die Rekommunalisierung nun die Privatisierung ab? Inwiefern es in Europa bereits ei-

nen Trend zur Rekommunalisierung vormals privatisierter Dienstleistungsangebote gibt, soll 

in dieser Arbeit aufgezeigt werden. Fakt ist, die Beispiele für (Re-) Kommunalisierungen häu-

fen sich. In immer mehr europäischen Ländern gibt es in den unterschiedlichsten Dienstleis-

tungsbereichen Beispiele für (Re-) Kommunalisierungen der Daseinsvorsorge, wie der Pra-

xisteil dieser Studie zeigt. Einer genaueren Ausführung bedürfen aber auch die Gründe und 

Ursachen, ebenso wie die Gefahren, die mit Rekommunalisierungen verbunden sein können.  
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2. Rückblick 

Eine historische Betrachtung der Daseinsvorsorge macht deutlich, dass dieser Bereich über 

Jahrzehnte hinweg durch sich abwechselnde Privatisierungs- und (Re-) Kommunalisierungs-

zyklen geprägt ist.  

Die Anfänge der Daseinsvorsorge im 19. Jahrhundert waren von einer Trägervielfalt gekenn-

zeichnet, in der private Unternehmen eine bedeutende Rolle spielten. Die qualitative und 

quantitative Versorgung der Bevölkerung mit Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 

konnte aufgrund der steigenden Nachfrage auf diese Art jedoch nicht gewährleistet werden: 

„Die wesentlichen Ursachen dieses Marktversagens werden in der Vernachlässigung exter-

ner Effekte, in den Grenzen der dezentralen Allokation öffentlicher Güter, in der Diskriminie-

rung schwacher Marktteilnehmer […] und in Anpassungsmängeln von Märkten mit der Folge 

von Monopolbildungen gesehen.“1 Aus dem fehlenden bzw. ungenügenden Angebot (und 

Wettbewerb) privater Unternehmen resultierte eine wachsende Bedeutung kommunaler und 

staatlicher Unternehmen gegen Ende des 19. Jahrhunderts. Öffentliche Unternehmen über-

nahmen zusehends die Aufgaben der Daseinsvorsorge und konnten so neben der Sicher-

stellung der Versorgung auch zur Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts 

beitragen. Die öffentlichen Unternehmungen wurden im Laufe der Zeit so zu einem integra-

len Bestandteil eines umfassenden wohlfahrtsstaatlichen Systems.2 Diese Verflechtung führ-

te spätestens ab den 1980er Jahren zunehmend zu öffentlicher Kritik, wurden die Unterneh-

men doch häufig parteipolitisch instrumentalisiert. Kritisiert wurde außerdem die Monopol-

stellung dieser öffentlichen Unternehmen, die ihnen unterstellte wirtschaftliche Ineffizienz 

sowie Privilegien der im Unternehmen Beschäftigten. „Letztlich wurden sie mit dem Schlag-

wort des Staatsversagens unter den Generalverdacht der Inneffizienz bei der Produktion 

öffentlicher Leistungen gestellt.“3 

Ab den 1980er Jahren kam es aus diesen Gründen und gefördert durch eine Liberalisie-

rungspolitik der EU (bzw. EG) mit dem Ziel, möglichst viele Dienste im Wettbewerb zu er-

bringen, zu immer mehr Privatisierungen öffentlicher Aufgaben, wenngleich Österreich bis in 

die 1990er Jahre eine eher zurückhaltende Privatisierungspolitik betrieb. 

In den letzten Jahren des 21. Jahrhunderts finden sich in Europa jedoch immer mehr Bei-

spiele für Rekommunalisierungen von vormalig (teil-)privatisierten Unternehmen. In vielen 

Bereichen wurde deutlich, dass die vor der Privatisierung gemachten Versprechungen mit 

der Realität nicht Schritt halten konnten. Während in der Hochzeit der Deregulierung der 

Glaube, dass Private besser, billiger und schneller arbeiten würden weit verbreitet war, hat 

sich zwischenzeitlich herausgestellt, dass es sich dabei um ideologie- und interessengeleite-

                                                 
1
 Röber (2009), 228 

2
 vgl. Röber (2012), 82 

3
 Röber (2012), 82 
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te Wunschvorstellungen handelte. Diese Erkenntnis und insbesonders die Krise des Kapita-

lismus seit 2008 führte zu einem neuen Selbstvertrauen der Gebietskörperschaften, auch im 

Wettbewerb mit privater Konkurrenz bestehen und Leistungen erbringen zu können, zu de-

nen Private nicht imstande sind.  

Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise der vergangenen Jahre hat den Trend zu 

Rekommunalisierungen beflügelt, scheint das Vertrauen in den Markt doch massiv erschüt-

tert. Mit einmal wurde deutlich, „dass der ‚Markt’ nicht automatisch richtig funktioniert und die 

private Wirtschaft keineswegs immer einer wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen Hand 

überlegen ist.“4 Die zuvor herrschende Privatisierungseuphorie wurde durch diese Entwick-

lung in großen Teilen der Bevölkerung von einem Bedürfnis nach mehr staatlicher Sicherheit 

abgelöst. 

 

3. Rekommunalisierung in Europa 

Auch wenn sich in den letzten Jahren vermehrt Beispiele für Rekommunalisierungen finden 

ist es bisher unklar, ob bereits von einer europäischen Rekommunalisierungsbewegung ge-

sprochen werden kann. „Die europäischen Wettbewerbs- und Marktöffnungspolitiken stärken 

weiterhin tendenziell eher private denn öffentliche Strukturen.“5 Allerdings hat der vom Euro-

päischen Rat beschlossene Vertrag von Lissabon, der am 1. Dezember 2009 in Kraft trat, die 

öffentlichen Dienstleistungen nicht nur aufgewertet, sondern das kommunale Selbstverwal-

tungsrecht ausdrücklich anerkannt und die Kommunen somit gestärkt. „Erstmals wird das 

Recht auf kommunale Selbstverwaltung – welches bisher nicht in den europäischen Verträ-

gen verankert war – als Bestandteil der nationalen Identität der Mitgliedstaaten in das Pri-

märrecht integriert.“6 Von besonderer Bedeutung ist für die Kommunen dabei, „dass das eu-

ropäische Primärrecht die wichtige Rolle und der weite Ermessensspielraum der nationalen, 

regionalen und lokalen Behörden in der Frage der Dienstleistungen von allgemeinem wirt-

schaftlichem Interesse in sich verankert.“7 Es wird also im Laufe der Studie zu klären bleiben, 

wie stark der Trend in Europa in Richtung einer Rückübertragung öffentlicher Dienstleistun-

gen ist. 

Eine entscheidende Rolle spielen in diesem Zusammenhang aber die unterschiedlichen 

Verwaltungstraditionen der einzelnen europäischen Länder. Denn eine Tendenz zur 

Rekommunalisierung kann nur dort beobachtet werden, wo bereits vor Verbreitung neolibe-

raler Ansätze und Politiken Systeme der (sozialen) Leistungserbringung durch Gebietskör-

perschaften existierten. Als europäische Musterbeispiele gelten hier die Bundesrepublik 

                                                 
4
 Schäfer (2012), 75 

5
 Difu-Papers (2011), 13 

6
 VKU (2011), 9 

7
 VKU (2011), 9 
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Deutschland und Österreich, beide föderale Republiken mit einer starken Länder- und Kom-

munalebene. Leistungen der Daseinsvorsorge werden hier oft direkt durch die kommunale 

Ebene erbracht (z.B. Öffentlicher Nahverkehr Berlin, sozialer Wohnbau oder öffentliche 

Wasserversorgung in Wien). In Deutschland spielen zusätzlich sogenannte Landkreise, der 

Zusammenschluss einzelner Kommunen bzw. kreisfreier Städte, eine wichtige Rolle in der 

Erbringung von sozialen Dienstleistungen (z.B. Krankenhäuser). Ähnlich verhält es sich auch 

in den skandinavischen Staaten wie Schweden oder Norwegen, die starke kommunale 

Strukturen aufweisen. So sind hier zum Beispiel die Landsting (Provinziallandräte)8, der Zu-

sammenschluss einzelner Kommunen, die zentralen Träger der (öffentlichen) Gesundheits-

versorgung in Schweden. 

Andere Strukturen der öffentlichen Leistungserbringung finden sich etwa in Frankreich oder 

Spanien, die geschichtlich bedingt, einen starken Hang zu zentralistischen Lösungen aufwei-

sen. Dadurch sind Kommunen, aber auch Regionen in ihren Befugnissen und finanziellen 

Mitteln oft stark eingeschränkt, was ein deutlich reduziertes Angebot direkter, kommunaler 

Dienste mit sich bringt.9 Vereinzelt lassen sich jedoch auch hier Beispiele zur 

Rekommunalisierung finden (z.B. Wasserversorgung in Paris und Grenoble). 

Als Mischung beider Wege gilt etwa Italien, wo einer starken zentralen Ebene starke Regio-

nen, aber schwache Kommunen gegenüberstehen. Das Vereinigte Königreich stellt wiede-

rum eine eigene Form dar, da hier die einzelnen Teilstaaten (England, Wales, Schottland 

und Nord-Irland) einen anderen strukturellen Aufbau aufweisen, wobei die Kommunen und 

Landkreise über einen gewissen Einfluss verfügen (z.B. im Bereich sozialer Wohnbau).10 

Aber auch wenn kommunale Strukturen gegeben sind, gibt es vor allem bezüglich der ver-

schiedenen Bereiche der Daseinsvorsorge Unterschiede zwischen den Ländern. In einigen 

Ländern sind bestimmte Bereiche der Daseinsvorsorge traditionell kommunal organisiert und 

wurden deshalb nie privatisiert, weshalb es hier auch zu keinen Rekommunalisierungen 

kommen kann. Anhand der Energie- und (Ab-)Wasserversorgung sollen die unterschiedli-

chen Tendenzen in Europa aufgezeigt werden. 

- Energieversorgung:   

In Deutschland sind derzeit breite Rekommunalisierungstendenzen zu beobachten, 

vor allem im Bereich der Energieversorgung. Hier laufen derzeit und in den kommen-

den Jahren eine Reihe von Konzessionsverträgen aus, weshalb viele Kommunen die 

Chance nutzen und die Leistungen wieder rückübertragen. In den skandinavischen 

Ländern Schweden und Norwegen sind die Kommunen ebenfalls wichtige „player“ im 

                                                 
8
 vgl. Crevel, Wagner (2003) 

9
 vgl. Crevel, Wagner (2003) 

10
 vgl. Trewartha (2004) und Benner (1997)  
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Gegensatz etwa zu Ungarn oder England, wo „die Kommunen ihre direkten Einfluss-

möglichkeiten verloren haben.“11 

- Wasser- und Abwasserversorgung: 

In Schweden, wo starke kommunale Strukturen herrschen, sind die Wasser- und Ab-

wasserversorgung traditionell kommunal geführt. „Formale Privatisierungen des ope-

rativen Geschäfts sind üblich, der materielle Verkauf jedoch ist die Ausnahme.“12 

In England, Wales und auch Frankreich dominiert das private Eigentum an der Was-

serversorgung. In England haben die Kommunen ihren Einfluss komplett verloren, die 

(Ab-)Wasserversorgung wurde an „Regional Water Authorities übertragen, die zentral 

reguliert werden.“13 Frankreich hingegen steht „für die globale Privatisierung des 

Wasserversorgung“14 und das obwohl die (Ab-)Wasserversorgung als Pflichtaufgabe 

der Kommunen gilt. Der Umstand, dass die (Ab-) Wasserversorgung trotzdem durch 

überregionale oder auch internationale Konzerne geführt wird, liegt an der großen 

Zahl sehr kleiner Kommunen, die „ihre operativen Aufgaben in der Vergangenheit an 

private Unternehmen delegiert“15 haben. „Dies war die Basis zur Herausbildung gro-

ßer Wasserkonzerne“ in Frankreich. Wachsende Kritik an den oligopolistischen Struk-

turen hat den französischen Staat seit Mitte der 1990er Jahre zu regulierenden Ein-

griffen (wie etwa Verkürzung der Vertragslaufzeiten und Ausschreibungspflicht) ge-

zwungen. Wie in Deutschland eröffnen auslaufende Verträge hier die Option die Leis-

tungserstellung wieder rück zu übertragen, was etwa in Paris im Jahr 2010 der Fall 

war. 

Anhand der Verwaltungsstrukturen und –traditionen ergibt sich, dass schon angesichts der 

unterschiedlichen (historischen) Gegebenheiten und Strukturen von keinem europaweit ein-

heitlichen Trend hin zur Rekommunalisierung gesprochen werden kann. Umso interessanter 

gestaltet sich ein Blick auf jene Länder, in denen die Voraussetzungen für Rückführungen 

gegeben sind und es auch schon zu Rekommunalisierungen gekommen ist. Als dominantes 

Beispiel wird hier Deutschland in Erscheinung treten, das derzeit vor allem im Bereich der 

Energieversorgung, aber auch in der Wasser- und Abwasserversorgung eine Trendwende 

hin zu Rekommunalisierungen vollzieht.  

 

 

 

                                                 
11

 Difu-Papers (2011), 13 
12

 Difu-Papers (2011), 13 
13

 Difu-Papers (2011), 13 
14

 Difu-Papers (2011), 13 
15

 Difu-Papers (2011), 13 
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4. Definitionen 

4.1 Daseinvorsorge 

Von zentraler Bedeutung im Kontext der Liberalisierungs- und Privatisierungsdebatten und 

damit auch bei der Rekommunalisierungsdiskussion ist der Begriff „Daseinsvorsorge“. Doch 

was ist mit diesem Begriff „Daseinsvorsorge“ gemeint?  

Wesentlich geprägt wurde die Bezeichnung „Daseinsvorsorge“ in Ernst Frostoffs Schrift „Die 

Verwaltung als Leistungsträger“: „Die Daseinsvorsorge, deren Zweck die Befriedigung all-

gemeiner Bedürfnisse zu sozial angemessenen Bedingungen ist, ist Teil der öffentlichen 

Verwaltung.“16 Die Idee selbst ist aber schon älter. „In Frankreich gibt es seit Ende des 19. 

Jahrhunderts die Doktrin, dass der ‚Service Publique’ das Ziel verfolgt, diejenigen Bedürfnis-

se der Gesellschaft zu befriedigen, die von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse sind.“17 

Die beiden Zitate machen die zentrale Idee der Daseinsvorsorge deutlich: die Orientierung 

am Gemeinwohl. „Das Gemeinwohl beinhaltet Gedanken wie Ver- und Entsorgungssicher-

heit, Nachhaltigkeit, Transparenz, Erschwinglichkeit einer Leistung für breite Bevölkerungs-

schichten sowie Erhalt von Qualitäts-, Umwelt- und Sozialstandards.“18 Mit diesem Anspruch 

steht die Gemeinwohlorientierung im Widerspruch zu einer rein profitmaximierten Unterneh-

mensführung, wenngleich betriebwirtschaftliches Denken und Gewinnerzielung damit nicht 

ausgeschlossen werden. Ein wesentliches Kennzeichen von Aufgaben der Daseinsvorsorge 

ist aber, dass sie mit politischen Zielen wie Versorgungssicherheit oder Leistungen zu be-

zahlbaren Preisen verbunden sind. „Bei öffentlichen Unternehmen geht es demzufolge […] 

darum, für die Bürgerinnen und Bürger einen Mehrwert zu erwirtschaften (‚citizen value’) und 

damit einen Beitrag zum Gemeinwohl einer Gesellschaft zu leisten.“19  

Doch gibt es in einer marktwirtschaftlich verfassten Wirtschaftsordnung überhaupt einen Be-

darf an Leistungen aus öffentlicher Hand? Oder anders herum gefragt: Sollen Leistungen im 

Bereich der Daseinsvorsorge und Gemeinwohlsicherung von privaten Anbietern erbracht 

werden? Gibt es Grenzen der Privatisierung? 

Die Entwicklung der Daseinsvorsorge in unterschiedlichen Ländern macht deutlich, dass 

keine „objektiven“ Kriterien festgelegt werden können, welche Leistungen im Rahmen der 

Daseinsvorsorge tatsächlich von den Kommunen erbracht werden müssen oder sollten. 

Vielmehr sind diese Entscheidungen Inhalt demokratischer Diskurse und Willensbildungs-

prozesse und von einer politisch legitimierten Mehrheit zu entscheiden.20 Welche Bereiche 

der Daseinsvorsorge Aufgabe des allgemeinen Interesses sind, bleibt jedoch über weite 

                                                 
16

 Forsthoff (1966) nach Schöneich (2007), 717 
17

 ÖGPP (2008), 7 
18

 Schäfer (2012), 75 
19

 Röber (2009), 233 
20

 vgl. Röber (2009), 234 
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Strecken hinweg unpräzise. In der einschlägigen Literatur finden sich Definitionen wie: „Zur 

so genannten Daseinsvorsorge werden die für ein menschliches Dasein notwendigen Güter 

und Leistungen – wie Verkehrs- und Beförderungsleistungen, die Gas-, Wasser-, Elektrizi-

tätsversorgung, Müllabfuhr, Abwasserbeseitigung, Bildungs- und Kultureinrichtungen, Kran-

kenhäuser, Friedhöfe etc. – gezählt.“21 Andere erweitern diese notwendigen Güter auf den 

sozialen Wohnbau, die öffentliche Sicherheit und Gefahrenabwehr.22 Wieder andere haben 

hingegen sehr eingegrenzte Vorstellungen davon, was Aufgabe der öffentlichen Hand ist. 

Festgehalten werden kann jedoch, „dass sich in einer zivilen Gesellschaft nicht alle staatli-

chen Dienstleistungen […] zur Privatisierung eignen und dass es in der Gesellschaft 

kommerzfreier Zonen bedarf.“23 

Wie stark das Verständnis von Daseinsvorsorge von der wohlfahrtsstaatlichen Tradition des 

jeweiligen Landes geprägt ist, verdeutlicht (aus österreichischer Sicht) ein Blick nach Eng-

land. England ist nicht nur von einer liberalen wohlfahrtsstaatlichen Tradition geprägt, son-

dern hat auch eine Vorreiterrolle hinsichtlich Privatisierungen eingenommen. So wurden in 

England in den vergangenen Jahrzehnten viele Bereiche privatisiert, die in Österreich kaum 

denkbar wären. Dazu zählt etwa die vollkommene Privatisierung der englischen Bahn, die 

erste von einer privaten Sicherheitsfirma geführte Polizeidienststelle (Frühjahr 2012) oder 

privat geführte Gefängnisse, wie sie auch in den USA üblich sind.24 

Die öffentliche Hand übernimmt die Bereitstellung von Leistungen der Daseinsvorsorge also 

häufig auch deshalb, weil „politisch bestimmte Leistungen erwünscht werden (wie ÖPNV, 

Kulturangebote, flächendeckende Postzustellung an fünf Tagen in der Woche), die der Markt 

einfach deshalb nicht erbringt, weil die Konsumenten nicht genug dafür bezahlen würden, 

um eine Bereitstellung am Markt zu ermöglichen“25. 

Die wesentliche Bedeutung der nationalen Tradition spiegelt sich auch im Vertrag von Lissa-

bon wider, wenn es um Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse geht: 

„Zu den gemeinsamen Werten der Union in Bezug auf Dienste von allgemeinem wirtschaftli-

chem Interesse im Sinne des Artikels 16 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi-

schen Union zählen insbesondere: 

- die wichtige Rolle und der weite Ermessensspielraum der nationalen, regionalen 

und lokalen Behörden in der Frage, wie Dienste von allgemeinem wirtschaftlichem 

Interesse auf eine den Bedürfnissen der Nutzer so gut wie möglich entsprechende 

Weise zur Verfügung zu stellen, in Auftrag zu geben und zu organisieren sind; 

                                                 
21

 Mühlenkamp (2007), 707 
22

 vgl. Bauer (2012), 22f 
23

 Röber (2009), 231 
24

 http://diepresse.com/home/wirtschaft/international/737144/Grossbritannien_Polizei-in-privater-Hand 
25

 Haucap (2007), 714 
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- die Vielfalt der jeweiligen Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-

resse und die Unterschiede bei den Bedürfnissen und Präferenzen der Nutzer, die 

aus unterschiedlichen geografischen, sozialen oder kulturellen Gegebenheiten 

folgen können; 

- ein hohes Niveau in Bezug auf Qualität, Sicherheit und Bezahlbarkeit, Gleichbe-

handlung und Förderung des universellen Zugangs und der Nutzerrechte.“26 

 

4.2 Privatisierung 

Die Festlegung, welche Aufgaben in den Bereich der Daseinsvorsorge fallen und vom Staat 

übernommen werden sollen, ist also Teil der politischen Auseinandersetzung. Diesbezügli-

che Regelungen erhalten die europäischen Staaten und Kommunen aber auch von außen. 

So hat in den 1980er Jahren ein Meinungswandel hinsichtlich staatlich geführter Unterneh-

men (mit Monopolstatus) eingesetzt. „Seit den 1980er Jahren gab es in der EU starke Be-

strebungen, bei öffentlichen Dienstleistungen staatliche bzw. öffentliche Monopole abzubau-

en und private Mitbewerber zuzulassen, um den Wettbewerb zu fördern.“27 

Um staatliche Monopole abzubauen, waren zunächst umfassende Liberalisierungen notwen-

dig. Als Grundlage dafür dienten Richtlinien der EU, die in den Mitgliedstaaten zur Zulassung 

privater Anbieter bei öffentlichen Dienstleistungen führen sollten. „Vor allem bei ‚netzbezo-

genen Dienstleistungssektoren’ wie Strom, Gas, Festnetztelefon und Wasser bzw. Abwasser 

wurde die Monopolstellung des Staates seitens der EU-Kommission in Frage gestellt.“28 Ge-

rade in diesen Bereichen kam es ab den 1980er Jahren europaweit zu umfangreichen Priva-

tisierungen. „Ausgehend von Großbritannien unter der Regierung von Margret Thatcher be-

gann sich die neoliberale Auffassung von der Überlegenheit des ‚Prinzip Markt’ gegenüber 

dem ‚Prinzip Politik’ durchzusetzen.“29  

Was genau unter den Begriff der „Privatisierung“ fällt, kann in der Literatur nicht zweifelsfrei 

geklärt werden. Grundlegend versteht man als Privatisierung die Überführung öffentlichen 

Eigentums in privates Eigentum.  

Darüber hinaus können jedoch verschiedene Arten von Privatisierung unterschieden werden, 

die sich hauptsächlich im Umfang der vorgenommenen Privatisierung unterscheiden.  

- Materielle Privatisierung: 

Von einer materiellen Privatisierung spricht man, wenn die Aufgabenerfüllung vom 

Staat zur Gänze an Private übergeht und auch das dazu nötige Equipment veräußert 

                                                 
26

 http://bookshop.europa.eu/is-bin/INTERSHOP.enfinity/WFS/EU-Bookshop-Site/de_DE/-/EUR/ViewPublication-
Start?PublicationKey=FXAC07306  
27

 ÖGPP (2008), 5 
28

 ÖGPP (2008), 5 
29

 ÖGPP (2008), 5 
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wird. Die materielle Privatisierung bezeichnet damit Privatisierungen im engeren Sinn, 

für manche die „eigentliche“ Form von Privatisierungen. 

Der Verkaufserlös wird zumeist zur Deckung eines vorhandenen Budgetdefizits ver-

wendet, selten zur Rücklagenbildung. „Die Einnahmen aus dem Verkauf des ‚Fami-

liensilbers‘ sind außerordentlich und einmalig, weil nicht wiederkehrend.“30 Materielle 

Privatisierungen bringen einen Verlust der laufenden Einnahmen mit sich und verrin-

gern die kommunalen Gestaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten. 

- Funktionale Privatisierung: 

Von einer funktionalen Privatisierung spricht man, wenn die Verantwortung zur Erstel-

lung der Aufgaben zwar weiterhin in öffentlicher Verantwortung bleiben, aber Private 

in mehr oder weniger großem Umfang zur Erfüllung herangezogen werden (Aufga-

benprivatisierung). Nach Ende der Vertragszeit sind die so privatisierten Dienstleis-

tungen grundsätzlich rückholbar. Zu berücksichtigen sind bei dieser Form der Privati-

sierung insbesondere die Ausschreibungs- und Kontrollkosten, die zur Gewährleis-

tung von Qualitätsstandards notwendig sind. Durch die anderweitige Ausführung der 

Dienstleistungen stellt sich häufig das Problem, dass Fachwissen für Kontrolle 

und/oder Eigenerledigung der Aufgaben verloren geht.   

- Formelle Privatisierung: 

Die formelle Privatisierung, auch Organisationsprivatisierung genannt, betrifft in erster 

Linie die Organisation des Unternehmens. Durch Ausgliederung sollen öffentliche Be-

triebe mehr Selbstständigkeit und wirtschaftliche Flexibilität erhalten.31 „Diese Form 

der Privatisierung ist deswegen nur formell, weil sich nur der äußere Rechtsrahmen 

ändert, also nur der ‚Mantel‘ und nicht die Eigentumsverhältnisse.“32 

 Die Liberalisierung und Privatisierung der kommunalen Daseinsvorsorge in den vergange-

nen Jahrzehnten ging in den verschiedenen Ländern und Sektoren unterschiedlich schnell 

und umfangreich voran. Der Telekommunikationssektor wurde früh und vollständig liberali-

siert, bis heute gibt es diesbezüglich keine Anzeichen einer Rekommunalisierung. Die Priva-

tisierung des Telefonnetzes hat – als einer der wenigen Bereiche – tatsächlich gehalten, was 

versprochen wurde: Telefonieren wurde billiger, die Versorgungslage verbessert. Inwieweit 

der technische Fortschritt hier eine Rolle spielt, ist eine andere Frage.  

Bald danach wurden auch der Luftverkehr, die Energiebranche und die Postdienste nach 

und nach liberalisiert, wobei die Umsetzung in den Mitgliedstaaten unterschiedlich schnell 

und weitreichend von statten ging.33  

 

                                                 
30

 Klug (2011), 33 
31

 Vgl. Klug (2011), 30 
32

 Klug (2011), 30 
33

 vgl. ÖGPP (2008), 5f. 
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Die Privatisierung galt „vielen lange Zeit als Königsweg nicht nur zur Entlastung der ange-

spannten kommunalen Haushalte, sondern auch zur effizienten Aufgabenerfüllung“34. Doch 

nach Erfahrungen mit den ersten Privatisierungs- und Liberalisierungswellen kam alsbald die 

Ernüchterung: „Wichtige und in Aussicht gestellte Zielsetzungen […] wurden nicht erfüllt. 

Hunderttausende Arbeitsplätze waren in liberalisierten und privatisierten Dienstleistungsun-

ternehmen und –bereichen verloren gegangen, die Arbeitsbedingungen verschlechterten 

sich. Nicht immer funktionierte der Markt zugunsten der KonsumentInnen, Preise und Quali-

tät der Leistungen hielt nicht, was Politik, neues Management oder Eigentümer versprachen. 

Neue private Oligopole bildeten sich und teilten die Märkte unter sich auf. Es wurden immer 

mehr Fälle bekannt, wo die Sicherheit und Versorgungssicherheit nicht mehr gewährleistet 

waren.“35 Um Machtmissbrauch und Effizienzverluste zu verhindern, ist eine Struktur, in der 

private und öffentliche Unternehmen zum Wohle der Gesellschaft und der BürgerInnen agie-

ren können, viel entscheidender als die tatsächlichen Eigentumsverhältnisse. „Besonders 

problematisch sind Privatisierungen ohne die gleichzeitige Einführung von Wettbewerbs-

strukturen, weil die dabei entstehenden privaten Monopole weder über den Markt noch von 

der Politik wirksam kontrolliert werden können.“36 Daher darf die Privatisierung kommunaler 

Aufgaben der Daseinsvorsorge nicht mit einer Schwächung oder Rückdrängung des Staates 

einhergehen, sondern muss öffentlich gesteuert und reguliert werden. Dazu muss der Staat 

in der Lage sein, Regeln festzulegen, diese zu kontrollieren und durchzusetzen. Genau das 

wurde im Zuge der damaligen Privatisierungseuphorie verabsäumt. 

Richtlinien von Welthandelsorganisation („General Agreement on Trade in Services“) und EU 

(„Bolkestein-Richtlinie“) wurden von der Zivilgesellschaft daher mit wachsendem Misstrauen 

beobachtet. Aufgrund der anhaltenden Proteste konnten weitere Maßnahmen zur Liberalisie-

rung nicht oder nur in sehr abgeschwächter Form umgesetzt werden. Auch geplanten Priva-

tisierungen wurde von Seiten der Bevölkerung immer ablehnender entgegengetreten. Statt-

dessen lässt sich in den letzten Jahren innerhalb der Bevölkerung ein zunehmender Mei-

nungswandel zugunsten von Rekommunalisierungen feststellen.  

 

4.3 Rekommunalisierung 

Als Rekommunalisierung kann ein „‚fließender’ Trend weg von materieller Privatisierung hin 

zur Eigenwahrnehmung durch öffentlich-rechtliche Einrichtungen“37 bezeichnet werden. Ge-

nerell werden unter dem Begriff Rekommunalisierung „Maßnahmen subsumiert, die das Ziel 

beinhalten, ehemals öffentlich erstellte, im Zeitverlauf privatisierte Aufgaben wieder in kom-

                                                 
34

 Bauer (2012), 12 
35

 ÖGPP (2008), 6 
36

 Röber (2012), 89 
37

 Difu-Papers (2011), 4 
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munale Tätigkeiten zu reintegrieren.“38 Dabei kann Rekommunalisierung auf unterschiedli-

chen Wegen stattfinden: 

 „Wiederaufgreifen von Aufgaben durch einen Verwaltungsträger (als Konkurrent oder 

Monopolist) 

 Neugründung von Eigengesellschaften zum Aufgreifen von Aufgaben (als Konkurrent 

oder Monopolist) 

 Rückübertragung operativer Dienstleistungen auf Regie- und Eigenbetriebe als Teil 

der Verwaltung 

 Überführung von Kapitalgesellschaften in öffentlich-rechtliche Organisationsformen 

 Erhöhung des Gesellschaftsanteils an gemischtwirtschaftlichen Unternehmen“39 

Zumeist beziehen sich Rekommunalisierungen darauf, frühere „funktionale Privatisierung(en) 

der operativen Leistung“ rückgängig zu machen. Denn wenngleich die Vollzugsverantwor-

tung abgegeben wurde, lag die Gesamtverantwortung für die Aufgaben der Daseinsvorsorge 

weiterhin bei den demokratisch legitimierten politischen RepräsentantInnen.40 Letztlich geht 

es bei Privatisierung und Rekommunalisierung um Verteilungsprozesse: „Während es bei 

der Privatisierung um Umverteilungsprozesse ‚hin zum Privaten’ geht, meint (Re-) Kommu-

nalisierung Umverteilungsprozesse (zurück) ‚hin zum Öffentlichen’ auf der kommunalen 

Ebene.“41 

Von einer Rekommunalisierung unterschieden werden muss die Kommunalisierung. Dabei 

handelt es sich, im Gegensatz zur Rekommunalisierung, um Leistungserbringungen, die zu-

vor nicht von der Kommune durchgeführt wurden. Die Aufgabe wurde bisher von anderen 

Hoheitsträgern übernommen und wird aufgrund von bestimmten Umständen bzw. neuer Re-

gelungen nun auf kommunale Verwaltungsträger übertragen. Auch dafür finden sich im Zuge 

einer (Re-)Kommunalisierungsdebatte einige Beispiele, wie der Praxisteil noch zeigen wird. 

Doch was verstehen die Kommunen selbst unter Rekommunalisierung? Eine Annährung 

kann hier eine Umfrage42 unter deutschen Kommunen bieten. Dem zufolge verstehen die 

Kommunen unter Rekommunalisierung in erster Linie (zu 92 Prozent) die Rückübertragung 

von bereits privatisierten, ehemals öffentlichen Leistungen. Immerhin noch 28 Prozent ver-

stehen darunter Neugründungen öffentlicher Unternehmen; fast ebenso viele denken dabei 

an Konzessionsvergaben an öffentliche Unternehmen.  

                                                 
38

 HypoVereinsbank, Kompetenzzentrum für Öffentliche Wirtschaft und Daseinsvorsorge der Universität Leipzig 
(2011), 13 
39

 Difu-Berichte 3/2011 – Rekommunalisierung als Trend und Chance für Kommunen? 
40

 Röber (2012), 98 
41

 Bauer (2012), 22 
42

 vgl. public governance. Rekommunalisierung in der Energieversorgung. 
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Abbildung 1: Verständnis von Rekommunalisierung in Deutschland (Mehrfachnennungen)
43

 

 

Kurz erwähnt werden soll hier auch die interkommunale Zusammenarbeit, die in der Umfrage 

allerdings nur von einem sehr geringen Teil der Kommunen als Rekommunalisierung ver-

standen wird. In der Praxis sind aber viele Beispiele vormalig privat geführter Bereiche der 

Daseinsvorsorge zu finden, die jetzt in Form von interkommunalen Betrieben organisiert 

werden. Bei interkommunaler Zusammenarbeit handelt es sich „um ein seit Jahrzehnten be-

währtes Instrument“, das den „Kommunen die Möglichkeit [bietet], sich zusammenzuschlie-

ßen, um betriebswirtschaftliche Effizienzpotenziale zu heben.“44 Weitere Vorteile liegen im 

Abbau von Doppelarbeiten, der Freisetzung von Kapazitäten und der daraus resultierenden 

Bereitstellung von zusätzlichen Kapazitäten und verbesserten Dienstleistungen.45 Eine Stu-

die der HypoVereinsbank bestätigt, dass in Deutschland im Allgemeinen hinter den Bestre-

bungen einer interkommunalen Kooperation in erster Linie zu erwartende Effizienzvorteile 

stecken. Für fast ein Drittel der befragten Kommunen stellen diese den Anreiz dar. Ebenfalls 

relevant zeigen sich fiskalische Überlegungen. Für 18 Prozent der befragten Kommunen 

erweisen sich die Verringerung der Kapitaleinbindung und für weitere 14 Prozent die Risiko-

teilung bzw. die Investitionsrückübertragung als Gründe für interkommunale Kooperation. 

Eine Rolle spielt für 16 Prozent auch die demografische Entwicklung. 
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Abbildung 2: Gründe für interkommunale Kooperationen in Deutschland
46

 

 

Inwieweit Rekommunalisierung ein aktueller Trend ist, soll diese Studie zeigen. Doch vor-

weg: Wenn in der Diskussion von Rekommunalisierung die Rede ist, so geht es (vor allem in 

Deutschland) zumeist um den Energiesektor. In diesem Sektor gab es in den Jahren zuvor 

zahlreiche (Teil-) Privatisierungen, so dass eine Rückübertragung überhaupt erst möglich ist. 

Das bedeutet aber nicht, dass es nicht auch in anderen Bereichen der Daseinsvorsorge 

Rückübertragungen gegeben hat, wie der Praxisteil dieser Arbeit noch zeigen wird.  

 

5. Rekommunalisierung – Gründe, Erwartungen, Gefahren 

Im vorigen Abschnitt wurden die Begriffe der Rekommunalisierung und der Daseinsvorsorge 

abgegrenzt und die Frage behandelt, inwiefern die Daseinsvorsorge durch die öffentliche 

Hand erbracht werden soll. Hier sollen nun praxisbezogene Zugänge und die Gründe, wes-

halb Kommunen eine Rekommunalisierung anstreben bzw. bereits umgesetzt haben, darge-

stellt werden. Die Erwartungen spielen dabei ebenso eine Rolle wie etwaige Gefahren, die 

sich durch eine Rückführung von Dienstleistungen ergeben können. 

 

5.1 Ursachen 

Die in den letzten Jahren getroffenen Entscheidungen von Kommunen, (teil-)privatisierte 

Unternehmen wieder zurückzuerwerben, kann auf eine Reihe von Ursachen zurückgeführt 

werden: 

- enttäuschende Privatisierungen: 

                                                 
46
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Die in der Vergangenheit durchgeführten Privatisierungen waren an Erwartungen ge-

knüpft, die in einer Vielzahl an Fällen nicht erfüllt werden konnten. In erster Linie er-

wartete man sich von privaten Anbietern Preissenkungen bei gleichzeitiger Qualitäts-

zunahme der erbrachten Leistungen.47 Doch gerade dies wurde häufig nicht erfüllt, im 

Gegenteil kam es „häufig zu Preiserhöhungen […] und Qualitätsverschlechterun-

gen“.48 Privat bedeutet also nicht automatisch billiger und besser. Allerdings sind aus 

heutiger Sicht als enttäuschend eingestufte Privatisierungen teils auch auf unzurei-

chende Erwägungen seitens der kommunalen Politik zurückzuführen.49 So wurden 

die anfallenden Transaktionskosten für Ausschreibung und Auslagerung sowie not-

wendige Kontrollen häufig nicht in den Kalkulationen berücksichtigt, was den privaten 

Unternehmen einen Startvorteil verschaffte. 

- besseres betriebswirtschaftliches Know-how der Gemeinde: 

Bei der Erbringung der Daseinsvorsorge durch die öffentliche Hand stehen das Ge-

meinwohl sowie der Anspruch, diese Leistungen allen Menschen zugänglich zu ma-

chen, im Vordergrund. Das bedeutet zwar, dass die „Gemeinwohlorientierung im Wi-

derspruch zum Ziel reiner Profitmaximierung“ steht, „nicht aber zu betriebswirtschaft-

lichem Denken oder Gewinnerzielung.“50 Das dafür notwendige Know-how haben sich 

viele Kommunen in den letzten Jahren und Jahrzehnten angeeignet. So konstatiert 

Manfred Röber zumindest für Deutschland, dass „Kommunen nach nunmehr knapp 

20 Jahren managementorientierter Verwaltungsreformen über ein besseres betriebs-

wirtschaftliches Know-how verfügen. Sie sind inzwischen in der Lage, mit Hilfe der In-

formationen aus ihrem Kostenmanagement zu zeigen, dass ihre Leistungen nicht ge-

nerell teurer sind als die von privaten Anbietern und die Behauptung, Private können 

grundsätzlich alles besser, billiger und schneller erledigen, nichts als reine Ideologie 

ist.“51 Diese Erkenntnis bedeutet auch ein gestärktes Selbstbewusstsein der kommu-

nalen Unternehmen im Wettbewerb mit privaten Anbietern. 

- Sorge um Aushöhlung der kommunalen Selbstverwaltung: 

Rekommunalisierungstendenzen sind auch mit der Sorge verbunden, „dass die 

kommunale Selbstverwaltung trotz grundgesetzlicher Garantie faktisch dadurch aus-

gehöhlt wird, dass immer mehr öffentliche Aufgaben Schritt für Schritt aus der Kern-

verwaltung ausgelagert werden.“52 Damit sind von kommunaler Seite zwei Befürch-

tungen verbunden. Einerseits schränkt sich der Handlungsspielraum der kommunalen 

Entscheidungsträger immer weiter ein, je mehr Aufgaben privatisiert werden und an-

                                                 
47
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dererseits droht ein Verlust des Interesses an der Kommunalpolitik von Seiten der 

Bevölkerung.  

- Zunehmende Ängste der Bevölkerung: 

Aber nicht nur die Kommunen selbst stehen Privatisierungen skeptischer gegenüber, 

auch die Meinung der Bevölkerung zu Privatisierungen hat sich geändert. Die Bürge-

rInnen haben bei Aufgaben der Daseinsvorsorge – auch durch die Erfahrungen im 

Zuge von Privatisierungen – mittlerweile mehr Vertrauen in öffentliche Unternehmen 

als in private.53 Dies zeigt sich auch in aktuellem Umfragen: „Der Kommunalverband 

VKU zitiert eine Dimap-Umfrage, wonach sich 75 Prozent aller Bundesbürger eher 

von Kommunalunternehmen versorgen lassen wollen als von rein privaten Eigentü-

mern. Die Bürger erwarten von den Kommunalen stabilere Preise, mehr Versor-

gungssicherheit und dass die Gewinne – sofern es sie gibt – dem Nahverkehr, Kitas 

und Schwimmbädern zugutekommen.“54 In Deutschland haben die BürgerInnen aber, 

auf Basis der seit den 1990er Jahren ausgebauten direkt-demokratischen Entschei-

dungsformen, die verbesserte Möglichkeit, ihre „Befürchtungen mit Hilfe von Volksini-

tiativen, Volksbegehren und Volksentscheiden Ausdruck zu verleihen. Dies hat sich in 

den letzten Jahren in einer Reihe von ablehnenden Entscheidungen gegen geplante 

Privatisierungen bzw. Teilprivatisierungen niedergeschlagen.“55 Zu beobachten war 

dies etwa in den Städten Freiburg, Heidelberg, Hamburg, Leipzig und Rostock, wo 

„ganz massive Bürgerproteste, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide Privatisie-

rungsmaßnahmen verhindert“56 haben. Durch diese Entscheidungen wurden geplante 

Privatisierungen häufig schon vorab von den BürgerInnen abgelehnt. 

- Finanzkrise: 

Nicht zuletzt hat auch die Finanz- und Wirtschaftkrise dazu beitragen, dass das Ver-

trauen in die Leistungskraft des Marktes und seiner wirtschaftlichen Akteure zuse-

hends erschüttert wurde.57 Dadurch ist „schlagartig deutlich geworden, dass der 

‚Markt’ nicht automatisch richtig funktioniert und die private Wirtschaft keineswegs 

immer einer wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen Hand überlegen ist.“58 Im Fal-

le der Rekommunalisierung bedeutet das auch, dass sich Kommunen und ihre politi-

schen AkteurInnen vermehrt auf die Unterstützung und den Rückhalt der Bevölkerung 

berufen und auch verlassen können.59  
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5.2 Argumente/Gründe 

Die eben erläuterten Ursachen für etwaige Rekommunalisierungen waren alleine noch nicht 

ausschlaggebend dafür, dass es tatsächlich zu Rekommunalisierungen kam. Diese Schritte 

wurden erst dann gesetzt, wenn sich daraus konkrete Vorteile für die Kommunen ergaben. 

Denn es gibt eine Reihe von Argumenten politischer, sozialer, ökologischer und ökonomi-

scher Natur, die für eine Rekommunalisierung sprechen. Eine Übersicht bietet die nachste-

hende Tabelle, auf die im Folgenden genauer eingegangen wird: 

 

Übersicht: Argumente pro Rekommunalisierung

- Stadtentwicklung

- Berücksichtung nicht monetärer Ziele

ökonomische Leitbilder - stärkere ökonomische Ausrichtung

- Beschäftigungsangebot in der Kommune

- faire Löhne

- Stärkung der Kaufkraft in der Kommune

- Verhindeurng von "Rosinenpicken" der privaten Akteure

- Sicherstellung für alle zu gleichen Preisen

- verlässlicherer Ansprechpartner

- stärkere Bürgernähe

Preise - bei Privaten oft teurer

- Umweltvorgaben werden von Kommunen eher erfüllt

- Umweltziele können leichter erfüllt werden
Umweltauflagen

kommunaler Einfluss

Wirtschaftsfaktor

Sicherstellung der Daseinsvorsorge

BürgerInnenverantwortung

Tabelle 1: Übersicht Argumente Rekommunalisierung 

 

Kommunaler Einfluss 

Die Stärkung des kommunalen Einflusses ist für die Kommunen einer der wichtigsten Grün-

de für Rekommunalisierungen. Dies bestätigt auch eine Umfrage60 unter deutschen Kommu-

nen aus dem Jahr 2011, bei der sich vorwiegend Kommunen mit über 20.000 EinwohnerIn-

nen beteiligt haben, die in der Vergangenheit öffentliche Unternehmen (teil-)privatisiert ha-

ben. Die Umfrage ergab, dass fast ein Drittel der Kommunen die Wahrung des kommunalen 

Einflusses als Hauptgrund für Überlegungen an eine Rückübertragung nannten. Eng damit 

verwoben ist auch die fehlende Kontrolle, die für ein Fünftel der Kommunen einen Grund zur 

Rekommunalisierung darstellt. 

                                                 
60

 Insgesamt nahmen 102 Kommunen an der Befragung teil. Die Studie wurde herausgegeben von der Hypo 
Vereinsbank in Kooperation mit dem Kompetenzzentrum für Öffentliche Wirtschaft und Daseinsvorsorge der Uni-
versität Leipzig. vgl. HypoVereinsbank. Renaissance der Kommunalwirtschaft – Rekommunalisierung öffentlicher 
Dienstleistungen. 
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8,3%

11,1%

13,9%

16,7%

19,4%

30,6%

bisher nicht zufrieden stellende Leistungserbringung von privater Seite 

Einnahmen im Zeitverlauf

fehlende Zielkongruenz zwischen öffent licher und privater Seite

zu hohe (Transaktions-)Kosten bei gemischtwirtschaft licher Leistungserbringung

fhelende Kontrolle

Wahrung des kommunalen Einf lusses

Gründe für Rekommunalisierung in Deutschland

n=11
 

Abbildung 3: Gründe für Rekommunalisierung in Deutschland
61

 

 
Dass der kommunale Einfluss für die Kommunen eine derart entscheidende Rolle hinsicht-

lich Rückführungen spielt, ist naheliegend, denn kommunale „Einfluss-, Steuerungs- und 

Kontrollmöglichkeiten sind einfacher umzusetzen, wenn die operative Tätigkeit in der kom-

munalen Hand liegt.“62 Der Verlust dieser Einflussmöglichkeiten stellt sich im Falle von Priva-

tisierungen als Problem für die Kommune dar. Sie ist dann zu Absprachen gezwungen um 

die Einhaltung politischer Vorgaben – wie etwa Umweltstandards – zu gewährleisten. Gene-

rell sollte die Kommune ihrem Selbstverständnis nach bei der Erfüllung bzw. Berücksichti-

gung von nichtmonetären Zielen (wie etwa Verbraucher- und Umweltschutz, Sozialstan-

dards) gegenüber privaten Anbietern im Vorteil sein. Umso mehr Bereiche der Daseinsvor-

sorge im Besitz und unter Einfluss der Kommune sind, desto einfacher ist auch ein Aus-

tausch sowie Kooperation der verschiedenen Bereiche. Gleichzeitig verstärken sich so auch 

die Einflussmöglichkeiten der Kommune auf den Bereich der Stadtentwicklung. Die kommu-

nale Einflussnahme im Bereich der Daseinsvorsorge hat aber auch einen monetären Aspekt, 

denn im Fall einer wirtschaftlichen Tätigkeit (wie etwa bei der Energieversorgung) fallen die 

Gewinne der Kommune und ihren BürgerInnen zu, und nicht einem Konzern. Dies kann auch 

eine wichtige Bedeutung für wirtschaftlich nicht attraktive Bereiche der Daseinsvorsorge ha-

ben, denn mittels der Einnahmen können defizitäre Segmente kommunaler Aufgabenerfül-

lung  querfinanziert werden.63 

 

Ökonomische Leitbilder 

Öffentlich geführten Unternehmen wurde in der Vergangenheit oft der Vorwurf der mangeln-

den Wirtschaftlichkeit gemacht. Ihnen wurde unterstellt das notwendige Know-how für wirt-

                                                 
61

 HypoVereinsbank, Kompetenzzentrum für Öffentliche Wirtschaft und Daseinsvorsorge der Universität Leipzig 
(2011), 13 
62

 Difu-Papers (2009), 13 
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schaftliches Handeln nicht zu besitzen und nicht wirtschaftlich zu denken. In den letzten Jah-

ren wurden deswegen in den Kommunen Verwaltungsreformen und Modernisierungen 

durchgeführt, mit dem Ziel einer „stärkeren Orientierung an ökonomischen Leitbildern“.64 

Dies hat auch zu einem Bewusstseinswandel in der Öffentlichkeit geführt, die die Kommune 

zusehends als potenten Dienstleister wahrnimmt. Das kommunale Handeln wird seitdem 

stärker von ökonomischen Leitbildern bestimmt, wodurch es den Kommunen gelungen ist 

Einsparungen durchzuführen, die sie auch im Wettbewerb mit privaten Anbietern konkur-

renzfähig gemacht haben. „Kommunen konnten durch Modifizierungen und die Nutzung von 

Synergieeffekten EU-weit Ausschreibungen gegen private Konkurrenten gewinnen.“65 Neben 

der generellen Ausrichtung hin zu mehr Wirtschaftlichkeit wurden auch einzelne Arbeits-

schritte, je nach Bereich der Daseinsvorsorge, optimiert. Denn auch Kommunen sind als 

Dienstleistungserbringer bestrebt, wirtschaftlich zu arbeiten. „An die Stelle der Kontrolle 

durch den Markt tritt die ausgeprägte öffentliche Gebarungsprüfung, nämlich:  

• Die politische Kontrolle durch die demokratisch legitimierten Organe der öffentlichen 

Verwaltung, 

• die administrative Kontrolle durch ein durchorganisiertes Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesen, das öffentliche Vergabewesen sowie durch externe Organe der öf-

fentlichen Kontrolle (Rechnungshof, Kontrollämter, Aufsichtsbehörden).“66   

In diesem Zusammenhang sei exemplarisch auf eine Übersicht der kommunalen Abfallwirt-

schaft in Deutschland verwiesen, die die Fülle von Modifizierungsmaßnahmen zeigt, die 

Kommunen allein in diesem Bereich zur Verfügung stehen.  

 

Lokalisation

Gehälter

Arbeitsverhältnisse

Nutzung eines modernen Fuhrparks, z.B. Seitenlader für die Abholung der Abfallbehälter

Umstellung der Behältersysteme auf wenige Behältergrößen, Minimierung des Behältertauschs

wesentliche abfallwirtschaftliche Module wie u.a. Fuhrpark, Abfallbehandlungsanlagen in relativer 

Nähe zueinander legen

Aufbau einer GPS-gestützten Tourenplanung, Einführung von Schichtsystemen, 

Fahrzeugbesetzung mit zwei Personen, Reduzierung der Fahrkilometer

Orientierung der Gehälter an BDE-Tarifen

Einführung von Zeitverträgen in den ersten Jahren, Ausgestaltung flexibler Arbeitsverträge, 4-in-5-

Arbeitszeitmodell (vier Tage à 9,625 h und ein freier Tag)

Maßnahmen im Bereich der Abfallwirtschaft zu ökonomischer Effizienzsteigerung (in Deutschl.)

Fuhrpark

Tourenplanung

Behältersysteme

 
Tabelle 2: Maßnahmen im Bereich der Abfallwirtschaft zu ökonomischer Effizienzsteigerung in Deutsch-
land

67
 

 

Wirtschaftsfaktor  

Die Kommune als Arbeitgeber unterscheidet sich (im Idealfall) in einigen wesentlichen Punk-

ten von privaten Anbietern. Kommunal geführte Betriebe sind bestrebt, MitarbeiterInnen an-
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zuwerben, die in der Kommune leben. Damit wird die lokale Arbeits- wie auch Ausbildungs-

platzsituation verbessert. Dies geht mit der Stärkung der Kaufkraft in der Kommune einher, 

denn das verdiente Geld wird somit auch eher wieder in der Kommune ausgegeben. Im Ge-

gensatz zu privaten Unternehmen, die bei der ökonomischen Führung der Betriebe häufig 

bei einer Reduktion der Personalkosten ansetzen, ist die Kommune daran interessiert, faire 

Löhne zu bezahlen. Im Privatbereich werden die Löhne oft nicht nach Kollektivvertrag bzw. 

Tarif bezahlt und/oder die Menschen in prekäre Beschäftigungsformen gedrängt. Dabei wird 

übersehen, dass faire Löhne einen wichtigen Faktor zu sozialer Eingliederung und Teilhabe 

der Individuen darstellen, aber auch ein wichtiger Indikator für den Wirtschaftsstandort der 

Kommune sind. Die Liste von Beispielen in diesem Segment ist lang. Exemplarisch sei wie-

der auf die Abfallwirtschaft in Deutschland verwiesen, in der die Löhne in den letzten Jahren 

bis unter die BDE-Tarife68 reduziert wurden. Faire (nach Tarif bzw. Kollektivvertrag bezahlte) 

Löhne stellen gerade bei gering qualifizierten und eher schwächer verdienenden BürgerIn-

nen einen wichtigen sozialen Faktor dar. Gerade diese Gruppe ist in der deutschen Abfall-

wirtschaft stark vertreten und verfügt häufig über Migrationshintergrund. „Somit besitzt die 

Kommune als Arbeitgeber eine wichtige soziale Rolle […]. Der Aspekt sollte gerade mit Blick 

auf derzeitige Diskussionen hinsichtlich der immer weiter auseinander gehenden Schere 

zwischen Arm und Reich sowie der Integration von Migranten […] betrachtet werden. Kom-

munen können in diesen Bereichen eine gesellschaftlich wichtige Vorbildrolle überneh-

men.“69  

Ähnliche Entwicklungen lassen sich auch im deutschen Energiesektor feststellen. Die in den 

1990er Jahren in Deutschland durchgeführten Privatisierungen von Stadtwerken führten „in 

verschiedenen Fällen nachweislich zu einer Verschlechterung der tariflich geregelten Vergü-

tungs-, Arbeitszeit- und sonstigen Beschäftigungsbedingungen.“70 Kommunal geführte 

Stadtwerke bieten hingegen für die Beschäftigten „sichere Arbeitsplätze mit guten Entgelt-

strukturen und Arbeitsbedingungen.“71  

Neben fair bezahlten Löhnen nehmen Kommunen auch eine wichtige Stellung hinsichtlich 

der Arbeitsmarktintegration von benachteiligten Gruppen (wie etwa Menschen mit formal 

niedrigen Bildungsabschlüssen, MigrantInnen oder Menschen mit Behinderung) ein. So soll-

ten kommunale Unternehmen (mehr als Private) daran interessiert sein, auch Personen zu 

beschäftigen, die im „Ersten Arbeitsmarkt“ wenig Chancen haben. Kommunale Unternehmen 

sollten in diesem Fall bestrebt sein, soziale Integration vor Profitmaximierung zu stellen. 
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Die (gezielte) Auftragsvergabe stellt eine weitere Möglichkeit der Kommunen zur Stärkung 

der kommunalen Wirtschaftkraft dar. Im Gegensatz zu privaten Unternehmen wird die Kom-

mune eher bestrebt sein, Aufträge gezielt „an heimische Unternehmen von Handwerk und 

Mittelstand als örtliche Wirtschaftsförderung“ zu vergeben. Somit profitieren auch kleine Be-

triebe vor Ort von der kommunalen Betriebsführung. 

 

Sicherstellung der Daseinsvorsorge 

Eine (Teil-)Privatisierung in Bereichen der Daseinsvorsorge bedeutet nicht automatisch die 

Abgabe jeglicher Verantwortung seitens der Kommune. Im Gegenteil muss die Kommune 

dafür Sorge tragen, dass alle Leistungen der Daseinsvorsorge erfüllt werden. Denn hier tritt 

der Unterschied zwischen privaten und öffentlichen Akteuren zutage. Die privaten Akteure 

sind vorwiegend daran interessiert, gewinnbringende Aufgaben zu übernehmen, was ge-

meinhin als „Rosinenpicken“ bezeichnet wird, während die unprofitablen den Kommunen 

überlassen bleiben. So beschränkt sich das Engagement privater Wasserversorger in Ent-

wicklungsländern auf die Versorgung von Großstädten, manchmal sogar auf einzelne (wohl-

habende) Stadtteile, während der ländliche Raum weitgehend unbeachtet bleibt.72 Ein ande-

res Beispiel für das sogenannte „Rosinenpicken“ ist die private Bahnlinie „Westbahn“ des 

Industriellen Hans Peter Haselsteiner. Die „Westbahn“ legt ausschließlich die Strecke Wien-

Salzburg zurück, eine der attraktivsten Bahnstrecken in ganz Österreich. Die Liberalisierung 

des Bahnverkehrs hat diese Möglichkeit zugelassen, seit Dezember 2011 wird sie auch ge-

nutzt. Während der öffentliche Verkehrsträger „ÖBB“ weiterhin für den Betrieb unrentabler 

Strecken sorgen muss, sind gewinnbringende Bahnverbindungen auch für Private interes-

sant. 

Das Überbleiben von unprofitablen Dienstleistungen für Kommunen ist neben der immer 

noch vorhandenen Verantwortung ein Nachteil für die Kommunen, da es einen zusätzlichen 

Kosten- und Personalaufwand bedeutet – und das bei gleichzeitig ausbleibenden Gewinnen 

in profitablen Bereichen der Daseinsvorsorge. Dieses Phänomen tritt etwa in der deutschen 

Abfallwirtschaft zutage. Obwohl die Kommunen die Entsorgung auf private Akteure übertra-

gen haben, fallen „extra“ Dienstleistungen an, die von den Privaten nicht übernommen wer-

den. So verbleiben Aufgaben wie Littering73 oder die Reinigung von Straßenfesten bei der 

Kommune, die einen enormen Kostenfaktor darstellen.74 Generell zeigt sich der Trend, dass 

die privaten Dienstleister lukrative Aufgaben übernehmen, während die unprofitablen oder 

gar defizitären Bereiche von den Kommunen übernommen werden müssen, um den Versor-

gungsstandard ebenso wie die soziale Fairness sicherzustellen. Diese Entwicklung stellt 

nicht nur ein Problem für ein ausgeglichenes Budget, sondern auch eine Gefahr für die Zu-
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kunft dar. Ein einfaches Beispiel aus der deutschen Abfallwirtschaft zeigt das Gefahrenpo-

tential einer solchen Entwicklung. Im Zuge des demografischen Wandels könnten durch 

vermehrte Privatisierung der Abfallwirtschaft ländliche Regionen von der Grundversorgung 

ausgeschlossen werden. „In vielen ländlichen Regionen sind schon heute die Entfernungen 

zwischen den einzelnen Abfallbehältern aufgrund einer geringen Bevölkerungsdichte relativ 

groß.“75 Während die Kommunen dem „Postulat der Gleichwertigkeit ländlicher Gebiete“76 

unterliegen, ist die Entsorgung abgelegener Gebiete für die privaten Unternehmen ökono-

misch nicht interessant bzw. nur dann, wenn die Personen höhere Preise bezahlen. Das ist 

ein erheblicher Einschnitt in die soziale Fairness, der bei einer kommunal geführten Abfall-

wirtschaft nicht denkbar wäre. Ähnliches müsste auch in Österreich befürchtet werden, wo 

die Zersiedelung ein immer größeres Problem darstellt. 

 

BürgerInnenverantwortung 

In der Verantwortung bleibt die Kommune aber nicht nur aufgrund tatsächlicher Leistungen, 

sondern auch, weil sie in einer Verantwortung gegenüber den BürgerInnen steht, die die 

Wahrung dieser Funktion auch von der Kommune verlangen. Selbst in den (teil-) privatisier-

ten Bereichen der Daseinsvorsorge stellt die Kommune aus Sicht der Bevölkerung noch im-

mer den ersten und auch den verlässlicheren Ansprechpartner dar. Dies zeigen auch Mei-

nungsumfragen wie jene des Deutschen Instituts für Urbanistik im Bereich der Abfallwirt-

schaft. Diese ergab, dass die Kommunen aus Sicht der Bevölkerung in der Entsorgungs-

pflicht bleiben, auch wenn diese Dienstleistung (teil-)privatisiert wurde. Kommunale Exper-

tInnen gaben an, dass die BewohnerInnen der Gemeinde zuerst den Weg zur Kommune 

suchen, um sich über mangelhafte Qualität bei der Abfallentsorgung zu beklagen.77 Auch im 

Energiesektor wurden in Deutschland ähnliche Erfahrungen gemacht: „Für die Bürger gelten 

Stadtwerke […] als Anbieter, die in der Regel Versorgungssicherheit gewährleisten und bei 

Problemen einfach erreichbar sind.“78 

Während bei (teil-)privatisierten Unternehmen solche Bürgerbeschwerden einen zusätzlichen 

Aufwand für die Kommune bedeuten, zumal sie für die Erledigung der Aufgaben nicht zu-

ständig ist, können sie im Fall einer kommunalen bzw. rekommunalisierten Erbringung der 

Daseinsvorsorge einen positiven Effekt für die Kommune haben. Denn in diesem Fall können 

die Kommunen kurzfristig auf Bürgerwünsche reagieren und haben die Möglichkeit, so flexi-

bel wie möglich und notwendig zu handeln. In diesem Sinn kann Rekommunalisierung der 

Daseinsvorsorge auch ein Instrument zu verstärkter Bürgernähe darstellen.  
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Preisentwicklung 

Eine der Erwartungen, die mit Privatisierungen verbunden war, bezog sich auf das zu erwar-

tende Preisniveau. Man ging davon aus, dass die Verbraucherpreise für die BürgerInnen 

sinken bzw. zumindest gleich bleiben würden. In der Realität waren jedoch Privatisierungen 

oftmals mit Preissteigerungen (neben nicht zufriedenstellender Qualität) verbunden. „Am 

Gewinn orientierte Privatunternehmen verlangen eher höhere Gebühren als Stadtwerke - 

obwohl sie niedrigere Löhne zahlen. Kommunale Eigenbetriebe ermöglichen den Kreisen 

und Städten dagegen, die Gebühren mit Rücksicht auf die Bürger festzulegen und gleichzei-

tig mehr Existenz sichernde Arbeitsplätze zu schaffen.“79  

Die Erfahrungen hinsichtlich der Preisentwicklung haben sich auch im Bewusstsein der Bür-

gerInnen manifestiert, die laut Meinungsumfragen eine Preissteigerung bei Privatisierungen 

fürchten. Auch diese Erfahrungen haben zur generell größer werdenden Skepsis gegenüber 

Privatisierungen beigetragen. 

 

Umweltauflagen 

Kommunen sind (lokal-)politischen Vorgaben verpflichtet, darunter fallen auch Umweltaufla-

gen. Im Gegensatz zu privaten Anbietern halten Kommunen diese Auflagen eher ein „und 

gehen in vielen Fällen aufgrund von politischen Vorgaben darüber hinaus.“80 Zudem können 

Kommunen die politisch vorgegebenen Umweltziele einfacher umsetzen, wenn und umso 

mehr Bereiche der Daseinsvorsorge in ihrer Hand liegen. Die diesbezüglich notwendigen 

Entscheidungen können auf diese Weise von den Kommunen autonom getroffen werden 

und bedürfen keiner Absprache mit privaten Anbietern.  

Im Energiesektor etwa spricht im Sinne einer nachhaltigen Klimapolitik vieles dafür, dass die 

Kommunen „über eine Erzeugungs- und Netzinfrastruktur verfügen, die sie selbst gestalten. 

Die Einbeziehung Privater steht diesem Ziel nicht grundsätzlich entgegen. Vergegenwärtigt 

man sich allerdings, welche Privatinvestoren für Stadtwerke in Frage kommen, sind Konflikte 

zwischen betriebswirtschaftlichen und ökologischen Zielen vorprogrammiert.“81  

Auch in der Abfallwirtschaft zeigen sich Vorteile, wenn Kommunen diese Dienstleistungen in 

eigenen Händen halten. Einerseits aufgrund von teils besseren bzw. benutzerfreundlicheren 

Ressourcen wie etwa bei kommunalen Fuhrparks, die in der Regel zentraler zu den abzuho-

lenden Abfallbehältern liegen als bei privaten, möglicherweise überregional agierenden An-

bietern.82 Andererseits auch wegen der ökologischen Verarbeitung von Abfällen. Zwar zeigen 

die bisherigen Erfahrungen (zumindest in Deutschland), dass diese Aufgabe von privaten 

Anbietern ebenso effizient erledigt werden kann wie von kommunalen Unternehmen. Für 
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privatwirtschaftliche Unternehmen bleibt jedoch die Vorraussetzung, dass ein Markt vorhan-

den oder im Entstehen begriffen sein muss, wo Gewinne erzielt werden können. Hier macht 

sich ein Unterschied zu kommunalen Unternehmen bemerkbar, denn diese würden „bei ent-

sprechender Verpflichtung, die Aufgabe auch dann erledigen, wenn sich keine Gewinne für 

die Rückführung von Stoffströmen in den Wirtschaftskreislauf generieren ließen.“83 Bei der 

ökologischen Verarbeitung von Abfällen können die Kommunen dagegen auf Ressourcen 

zurückgreifen und gezielt weiterverarbeiten, wie etwa die Verarbeitung von biogenen Abfäl-

len in Biogasanlagen zur Erzeugung von Elektrizität und Wärme zeigt. 84 Im Allgemeinen 

führt die Weiterverwertung von Abfällen „zu einer Entlastung des Ressourcenverbrauchs und 

somit zu einer Reduzierung von Umweltschäden.“85 Die derzeitigen Tendenzen zeigen, dass 

in Zukunft auch aus ökonomischer Sicht Stoffstrommanagement forciert werden wird. 

 

5.3 Gefahren – Rekommunalisierung als Allheilmittel? 

Wie zuvor dargestellt wurde, gibt es zahlreiche Argumente, die für Rekommunalisierungen 

im Bereich der Daseinsvorsorge sprechen. Viele Beispiele belegen die positiven Effekte, die 

von Rekommunalisierungen ausgehen können. Doch gleichzeitig muss vor einer unreflektier-

ten Euphorie für Rekommunalisierung gewarnt werden, denn die versprochenen positiven 

Effekte stellen sich nicht automatisch ein. So „sind rekommunalisierte Infrastrukturen nicht 

per se bürgernäher, effizienter und wirtschaftlicher.“86 Welche Auswirkungen 

Rekommunalisierungen haben, hängt vielmehr davon ab, wie Verantwortliche agieren, vor-

handene Chancen nutzen und die übertragenen Aufgaben umsetzen. Denn neben positiven 

Effekten bergen Rekommunalisierungen für die Kommunen auch Risiken und Gefahren, die 

bereits vor Beginn einer Rekommunalisierungsentscheidung berücksichtigt werden müssen. 

Dazu zählt etwa eine zeitgerechte Vorbereitung auf die zu treffende Entscheidung und das 

Wissen über mögliche Alternativen. So kann die Rekommunalisierung einer Aufgabe nur 

eine Handlungsoption neben anderen sein. Häufig stellen aber auch Mischformen der Auf-

gabenverteilung, etwa in Form von Public Private Partnerships, eine gangbare Alternative 

dar. Diese Mischformen sind aber nicht unumstritten: „Öffentliche Aufgaben sollen […] 

grundsätzlich öffentlich erledigt werden […] – jede Vermischung durch hybride Gestaltungs-

formen der Gewährleistung durch Konzessionserteilung, Leasing, PPP-Modelle, Sale and 

Lease back, Contracting out, etc. birgt die Gefahr einer Verwirrung, rechtlicher Konfusion 

und Interessensdivergenz in sich, die unbedingt zu vermeiden ist.“87 Aber auch andere 

Gründe sprechen gegen unternehmerische Mischformen in der Aufgabenverteilung: „Wenn 
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man in diesen Bereich sogenannte Private-Public Partnerships’ zuläßt, dann erlaubt man es 

den privaten Anbietern, sich jene Segmente auszusuchen, die ihnen gefallen, während der 

öffentliche Sektor die Versorgung auf den Gebieten garantiert, an denen das entsprechende 

Unternehmen kein Interesse hat. Eine solche Form der öffentlichen Versorgung führt dazu, 

daß die Leistungen schrumpfen, sie werden gleichsam nur noch für eine ‚Restkategorie’ von 

Menschen erbracht, und wir wissen […], daß damit die Qualität der Leistungen sinkt, da die-

se nur noch von den Ärmsten und von Gruppen ohne politischen Einfluß wahrgenommen 

werden.“88 

Trotz dieser Argumente muss eine Entscheidungen für eine Rekommunalisierung gut über-

legt und geplant sein, um erfolgreich umgesetzt werden zu können. „Problematisch ist […], 

dass das vorhandene Know-how im jeweiligen kommunalen Betrieb, in der jeweiligen Ge-

bietskörperschaft, im Zuge einer Liberalisierung regelmäßig verloren ging und im Zuge der 

Re-Kommunalisierung erneut aufgebaut, ja von ‚außen’ zugekauft werden musste.“89 Investi-

tionen in diesem Bereich machen sich bezahlt, denn mangelt es an Fachkenntnissen und 

Entscheidungsbereitschaft und können etwaig vorhandene Zweifel und Unsicherheiten nicht 

ausgeräumt werden, sind Widerstand von Öffentlichkeit und Presse wahrscheinlich. Wenig 

förderlich sind dafür diffuse Verantwortungs- und Entscheidungsstrukturen in Verwaltung und 

Politik, die zu lang andauernden Entscheidungsprozessen führen.  

Die Rückführung eines Versorgungsunternehmens in kommunale Hand bedeutet nicht au-

tomatisch die dezidierte Rückkehr zu ausschließlich die Daseinsvorsorge erfüllenden Aktivi-

täten und damit die Zurücknahme der Deregulierung und Flexibilisierung der entsprechenden 

Tätigkeitsfelder, wie ideologisierte Darstellungen gelegentlich glauben machen wollen. Denn 

auch rekommunalisierte Unternehmen müssen sich auf liberalisierten „Märkten“ bewegen 

und zunehmend auch Gewinne lukrieren. Die öffentlichen Unternehmen sind – auch auf-

grund der angespannten budgetären Situation vieler Kommunen – immer öfter dazu ange-

halten, mit den rückgeführten Unternehmen für zusätzliche Einnahmen zu sorgen. Denn 

schließlich mussten sich viele Kommunen für den Rückkauf des ehemaligen öffentlichen 

Eigentums stark verschulden, wie etwa die Negativbeispiele „Thüga AG“ oder „Steag“ (Ruhr-

gebiet) zeigen.  

Die Entscheidung für oder gegen eine Rekommunalisierung zuvor privatisierter Aufgaben 

kann nur unter Berücksichtigung aller relevanten Faktoren erfolgen. „Rekommunalisierung ist 

nicht ‚an sich’ gut oder ‚an sich’ schlecht. […] Gradmesser für die richtige Balance zwischen 

Privatisierung und Kommunalisierung wird sein, in welcher Form die Absicherung der ele-

mentaren Bedürfnisse, die wir mit dem Begriff der Daseinsvorsorge umschreiben, am besten 
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gelingt.“90 Entscheidungen müssen in Hinsicht auf das Gemeinwohl getroffen werden und 

nicht als ideologische Entscheidungen. Eine polarisierende Gegenüberstellung von Privati-

sierung und Rekommunalisierung wäre verfehlt. Vielmehr müssen sie als „komplementäre 

Strategien zur Modernisierung des Gemeinwesens“91 betrachtet werden, wenngleich sie „die 

Endpunkte einer Skala mit vielen hybriden Übergängen“ 92 darstellen. 

 

6. Rekommunalisierungen in der Praxis 

In den vergangenen Jahren hat sich der Trend der Privatisierung verlangsamt, in manchen 

Dienstleistungsbereichen sogar umkehrt. Die Anzahl der Rekommunalisierungen hat dem-

entsprechend in den unterschiedlichen Sektoren der Daseinsvorsorge zugenommen. Die 

meisten Rekommunalisierungen finden aktuell im Bereich der Energiewirtschaft statt, da in 

diesem Segment vorab auch ein großer Teil der Privatisierungen zu verzeichnen waren. In 

anderen Bereichen der Daseinsvorsorge lassen sich, großteils auch bedingt durch die ohne-

hin kommunale Aufgabenwahrnehmung, nur abgeschwächte Trends zur 

Rekommunalisierung beobachten. So ist etwa in der Wasser- und Abwasserwirtschaft (der-

zeit noch) keine breite Bewegung Richtung Rekommunalisierung zu beobachten, da primär 

die Kommunen diese Bereiche betreiben und der Anteil rein privater Anbieter eher gering ist. 

Dennoch gibt es auch in diesem Sektor einige Beispiele. Ähnlich verhält es sich im Bereich 

der Abfallentsorgung. Keine breite Rekommunalisierungswelle zeichnet sich derzeit in ande-

ren Bereichen der Daseinsvorsorge, wie etwa dem öffentlichen Personennahverkehr, dem 

Wohnbau oder dem Gesundheitsbereich, ab. 

Viele der hier angeführten Rekommunalisierungsbeispiele stammen aus Deutschland, da 

sich hier derzeit die in Europa einmalige Situation ergibt, dass eine Vielzahl an Konzessions-

verträgen ausläuft. Dadurch wird den Kommunen eine Rückübertragung ermöglicht. Aber 

auch in anderen Ländern kam es in den letzten Jahren zur Rückführungen privatisierter Auf-

gaben in die öffentliche Hand.  

Neben Rekommunalisierungen gibt es auch vereinzelte Beispiele von Kommunalisierungen, 

also Aufgaben, die vormals nicht in öffentlicher Hand waren und jetzt von den Kommunen 

ausgeführt werden. Hier ist zwar von keinem flächendeckenden Trend zu sprechen, jedoch 

sind im Zusammenhang mit dem hier vorliegenden Thema auch diese Veränderungen einen 

Blick wert.  
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Der nun folgende Praxisteil wird sich mit Rekommunalisierungen in den unterschiedlichen 

Bereichen der Daseinsvorsorge beschäftigen, die dahinter stehenden Überlegungen erläu-

tern und den Weg dorthin beschreiben.  

  

6.1 Energieversorgung 

„Rekommunalisierung ist vor allem ein energiewirtschaftliches Thema.“93 Dies hat seine Ur-

sache in den zahlreichen Liberalisierungen und Privatisierungen, die in Europa im Energie-

sektor Mitte der 1990er Jahre einsetzten. Gefördert wurden die Liberalisierungs- und Privati-

sierungsbestrebungen von der EU, die im Jahr 1996 die erste Elektrizitätsbinnenmarktrichtli-

nie und zwei Jahre später die erste Erdgasbinnenmarktrichtlinie verabschiedete. Im Jahr 

2003 wurde auch die zweite Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarktrichtlinie angenommen. 

„Ziel der EU-Kommission war es, eine vollständige Öffnung der Märkte zu erreichen bei 

gleichzeitiger Gewährleistung hoher Standards öffentlicher Dienstleistungen und der Beibe-

haltung universaler Dienstleistungsverpflichtungen.“94  

Die Liberalisierung wirkte sich vor allem für die bereits etablierten Großkonzerne positiv aus. 

Während sie einen zunehmend großen Anteil der europäischen Stromversorgung übernah-

men, konnten neue Anbieter kaum Fuß fassen. Die etablierten Anbieter verhinderten durch 

hohe Netzgebühren den Markteinstieg neuer Unternehmen, sodass einige wenige Stroman-

bieter zusehends die Strompreise kontrollierten. Weit problematischer waren die Folgen der 

Liberalisierung jedoch hinsichtlich der Versorgungssicherheit. Unter der Prämisse von Ren-

tabilität und Kosteneffizienz wurden die Investitionen in Infrastruktur und Stromspeicherung 

reduziert. Dies hatte im November 2006 eine durch „E.On“ verursachte Netzüberlastung und 

Stromausfälle in weiten Teilen Europas zur Folge. 

Rekommunalisierungen, die mittlerweile eine Gegenentwicklung im Energiesektor darstellen, 

gab es im europäischen Raum in den letzten Jahren vor allem in Deutschland. Viele deut-

sche Kommunen haben nach der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) im 

Jahr 1998, welche eine Aufhebung der Gebietsmonopole nach sich zog, ihre Energieversor-

ger privatisiert. In Deutschland hatte 2001 bereits jede zweite Stadt mit mehr als 50.000 Ein-

wohnerInnen zumindest Anteile an ihren Stadtwerken privatisiert. Profitiert haben davon vor 

allem große Unternehmen wie „E.On“ und „RWE“.95 

Das deutsche Institut für den öffentlichen Sektor e.V. hat zusammen mit dem Kompetenz-

zentrum für Öffentliche Wirtschaft und Daseinsvorsorge der Universität Leipzig eine Umfrage 

über Rekommunalisierung in der Energieversorgung in deutschen Kommunen über 20.000 
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EinwohnerInnnen durchgeführt.96 Dabei wurden auch die Gründe für 

Rekommunalisierungsbestrebungen in der Energieversorgung (mit der Option auf Mehrfach-

nennungen) abgefragt. Kommunen begründen ihre Rekommunalisierungsvorhaben in erster 

Linie mit der Wahrung bzw. der Steuerung des kommunalen Einflusses. Die fehlende Ziel-

kongruenz zwischen privater und öffentlicher Seite spielt ebenfalls eine Rolle, wenn auch in 

einem weitaus geringeren Ausmaß. Eine untergeordnete Rolle spielt für die Kommunen hin-

gegen die nicht zufriedenstellende Leistungserbringung von privaten Anbietern.97  

 

28,3%
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20,8%

20,8%

44,2%

94,2%
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Abbildung 4: Gründe von Rekommunalisierungsbestrebungen in der Energieversorgung in Deutschland 
(Mehrfachnennungen möglich)

98
 

 

Eine andere Studie der HypoVereinsbank, bei der keine Mehrfachnennungen möglich waren, 

kommt ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die Wahrung des kommunalen Einflusses (34,5 

Prozent) der wichtigste Grund für Rekommunalisierungsbestrebungen in der Energieversor-

gung ist. Als weiterer Grund für Rekommunalisierungen wurde die effektive Erfüllung der 

Daseinsvorsorge von rund einem Fünftel (20,7 Prozent) der Kommunen angeführt. Sozialpo-

litische Gründe (6,9 Prozent) spielen hingegen kaum eine Rolle.99  

Hintergrund der Rekommunalisierungsbestrebungen in Deutschland sind außerdem die zahl-

reichen bis 2015/16 auslaufenden Konzessionsverträge mit privaten Anbietern und die not-

wendige Neuausschreibung. Denn aufgrund der Erfahrungen in anderen Ländern wurde die 

Energieversorgung nicht gänzlich privatisiert, sondern Konzessionsverträge über einen ge-

wissen Zeitraum abgeschlossen. Mit dem Auslaufen dieser Konzessionsverträge bieten sich 

nun neue Handlungsoptionen für Kommunen. Viele Gemeinden haben sich dazu entschie-
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den, die Energieversorgung wieder in die eigene Hand zu nehmen. „Since 2007, 44 new lo-

cal public utilities (stadtwerke) have been set up and more than 100 concessions for energy 

distribution networks and service delivery have returned to public hands.“100 Einfluss auf die-

se Entwicklung hatten sowohl die Erfahrungen der Wirtschaftskrise und das momentan nied-

rige Zinsniveau, als auch die energiepolitischen Rahmenbedingungen (Reduktion von CO2, 

Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energie, etc.) und der daraus resultierende Wunsch nach 

stärkerem politischen Einfluss der Kommunen. 

Neben Deutschland gibt es nur vereinzelte Beispiele in anderen europäischen Ländern für 

Rekommunalisierung bzw. Renationalisierungen im Energiesektor. In Finnland ist das 

Stromnetz im Besitz des Unternehmens Fingrid, an dem die öffentliche Hand mittlerweile 

wieder mit 53 Prozent beteiligt ist.101 Auch in Litauen wird der nationale Stromnetzanbieter 

Lietuvos energija – nach weitreichenden Privatisierungen ab 1999 – seit Ende des Jahres 

2011 wieder gänzlich durch den Staat kontrolliert.102  

 

 Hamburg Energie  

In Hamburg (ca. 1,8 Mio. EinwohnerInnen) erfolgte in den ersten Jahren des neuen Jahrtau-

sends, unter einer CDU-geführten Stadtverwaltung, eine umfangreiche Privatisierungswelle. 

Dabei wurden – unter anderem – die noch bei der Stadt verbliebenen Anteile der Hamburgi-

schen Electricitäts-Werke (HEW) an das private Unternehmen Vattenfall veräußert.103 Einige 

Jahre später wurden im Zuge der Wirtschaftskrise die negativen Aspekte dieser Privatisie-

rung offenkundig. Bürgermeister Ole von Beust (CDU) kritisierte im Jahr 2008 schließlich die 

bisherige Lösung: „Wir haben einen Fehler gemacht mit der Privatisierung. Und man möchte 

dieses Rad gerne zurück drehen.“104 Die schwarz-grüne Stadtregierung reagierte im Jahr 

2009 und es wurde mit der „Hamburg Energie“ ein neuer kommunaler Energieerzeuger er-

richtet. Im Gegensatz zu den meisten anderen Rekommunalisierungen im Energiesektor 

handelt es sich hierbei um die eher seltene Form einer Stadtwerkgründung ohne eigenes 

Versorgungsnetz. Denn dieses ist im Eigentum des schwedischen Unternehmens Vattenfall 

AG.105  

Die neu gegründete „Hamburg Energie“ ist eine Tochtergesellschaft der Hamburger Was-

serwerke, die sich im vollständigen Besitz der Stadt Hamburg befinden.106 Die „Hamburg 

Energie“ wird als GmbH geführt und unterliegt daher dem Wettbewerb mit anderen Strom-

produzenten. Im „Gründungsmanifest“ der „Hamburg Energie“ bekennt sich die Stadt Ham-
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burg zur Rekommunalisierung der Energieerzeugung unter dem besonderen Aspekt des 

Umweltschutzes sowie der sozialen Preisgestaltung und ökologischen Nachhaltigkeit. Die 

Energieerzeugung unterliegt dabei der Souveränität der Stadt.107 Dem Schwerpunkt eines 

ökologisch nachhaltigen Stroms will die „Hamburg Energie“ mittels Photovoltaik, Windkraft, 

Biomasse und Geothermik nachkommen.108 Unter dem Aspekt der ökologischen Nachhaltig-

keit (in Produktion und Verteilung) wurde im Jahr 2010 das Geschäftsfeld um die Versorgung 

mit Erdgas erweitert.109 Noch im gleichen Jahr erhielt die „Hamburg Energie“ den Zuschlag 

für die Versorgung aller öffentlichen Gebäude mit Erdgas.110  

Jedoch gilt die Rekommunalisierung bis dato nicht als voller Erfolg, da bislang nicht alle Er-

wartungen erfüllt werden konnten. Der „Hamburg Energie“ ist es weder im Geschäftsbereich 

Erdgas, noch bei der Energieerzeugung möglich, die Kunden zu 100 Prozent aus eigener 

Produktion zu bedienen. (Es wird jedoch das Ziel einer vollständigen Energieautarkie Ham-

burgs bis 2018 verfolgt.)111 Dieses Manko versucht die Gesellschaft durch den großflächigen 

Zukauf von Strom und Erdgas aus nachhaltigen Quellen auszugleichen.112 Mitkonkurrenten 

werfen dem kommunalen Unternehmen jedoch Wettbewerbsverzerrung vor, da die niedrigen 

Tarife der „Hamburg Energie“ nur durch die enge Verflechtung mit Hamburg Wasser möglich 

seien.113  

Neben sozialen und ökologischen Anforderungen war die Rekommunalisierung der Energie-

erzeugung in Hamburg mit der Erwartung verbunden, dass die neue Gesellschaft einen posi-

tiven Beitrag zur Stadtkasse leisten und den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien finan-

zieren kann.114 Ein positiver Beitrag der „Hamburg Energie“ zur Stadtkasse konnte aufgrund 

der hohen Investitionskosten (vor allem im Bereich der Photovoltaik) bisher noch nicht erzielt 

werden.115 

Wie erfolgreich das Unternehmen jedoch bisher mit dem Konzept einer ökologisch nachhal-

tigen Stromerzeugung ist, zeigen die Kundenzahlen: Während Endes des Jahres 2010 die 

„Hamburg Energie“ 20.000 Personen mit Strom und 3.500 mit Gas in Hamburg versorgte, 
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waren es im Mai 2012 bereits 80.000 Strom- und 10.000 GaskundInnen.116 In kurzer Zeit 

wurde „Hamburg Energie“ so zum drittgrößten Stromanbieter der Hansestadt. 

 

 Stadtwerke Stuttgart 

Im Jahr 1999 verkaufte die Stadt Stuttgart (etwa 605.000 EinwohnerInnen) ihre Mehrheitsan-

teile am regionalen Versorgungsunternehmen „Neckarwerk Stuttgart“ (NWS)117 an die „Ener-

gie Baden-Württenberg“ (EnBW)118. Das Geschäft mit der „EnBW“ umfasste drei Tranchen: 

„Erstens verkaufte die Stadt ihr EnBW-Aktienpaket. Zweitens stieß sie 17,5 Prozent der Ne-

ckarwerke Stuttgart […] ab […]. Drittens übertrug man im Jahr 2002 auch den restlichen 25-

prozentigen Anteil an den NWS […] an die EnBW.“119 Der Verkauf der „Neckarwerke Stutt-

gart“ ging innerhalb kürzester Zeit vor sich und wurde letztendlich, trotz Vorbehalten man-

cher PolitikerInnen, einstimmig im Gemeinderat beschlossen. Die Zustimmung zum Verkauf 

basierte auf den sinkenden Strompreisen und Erlösen der „NWS“ nach der Liberalisierung 

des Energiemarktes Ende der 1990er Jahre. Ein Fehler, wie sich später zeigte, denn die 

Strompreise stiegen kurz darauf wieder kräftig an.  

Im Jahr 2001 wurde bekannt, dass mit dem Verkauf der „Neckarwerke Stuttgart“ auch das 

„Stimmrecht in den Zweckverbänden der Landes- und der Bodenseewasserversorgung120 mit 

veräußert“ 121 wurde. Die Stadt hatte ihre Anteile von je 33,3 Prozent an den beiden Zweck-

verbänden122 an die „Energie Baden-Württenberg“ verkauft.123 Im Jahr 2010 gelang es kriti-

schen Kräften der Zivilgesellschaft, wie der NGO „WasserInBürgerhand“, über 25.000 Unter-

schriften für eine Rekommunalisierung der städtischen Wasserversorgung zu sammeln. Da-

mit war der Stadtrat gezwungen, über die Anliegen der UnterzeichnerInnen abzustimmen. 

Die Abstimmungen endeten mit einem einstimmigen Beschluss zur Rekommunalisierung der 

lokalen Wasserversorgung. Zur Umsetzung dieser Forderung muss allerdings noch das En-

de der Konzessionsverträge, die 2012/13 auslaufen, abgewartet werden.124  
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Im Jahr 2011 fasste die Stadt Stuttgart den Beschluss zur Gründung einer eigenen vollstän-

dig kommunalen Stadtwerkegesellschaft in Form der „Stadtwerke Stuttgart GmbH“. Diese 

wird die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser durchführen. Mit den „Elektrizitätswerken 

Schönau“ wurde ein wichtiger strategischer Partner für die Stromversorgung gefunden. Be-

reits ab Herbst 2012 wird der kommunale Versorger ausschließlich Strom aus regenerativer 

Erzeugung anbieten können. Neben der Stromversorgung sollen die neuen Stadtwerke auch 

die Aufgabe der Wasserversorgung übernehmen. Dazu sollen auch die Wasserbezugsrechte 

an der Landeswasserversorgung und der Bodensee Wasserversorgung zurück gekauft wer-

den.125 Angedacht wurde außerdem die Übernahme der Fernwärmeversorgung. Nach einem 

Gutachten entschied sich die Stadt Stuttgart jedoch dafür, diesen Geschäftsbereich weiterhin 

von der „EnBW“ bedienen zu lassen.  

 

  Bergkamen 

In Bergkamen, einer über 50.000 EinwohnerInnen zählenden Stadt in Nordrhein-Westfalen, 

kam es in den vergangenen Jahren schrittweise zu einer Reihe von Rekommunalisierungen 

im Bereich der Daseinsvorsorge. Im Vordergrund der Überlegung stand der Versuch, die 

vorteilhafteste Aufgabenerfüllung für die BürgerInnen sicherzustellen. Deshalb wurden für die 

einzelnen Bereiche der Daseinsvorsorge unterschiedliche Organisationsformen gewählt. 

Die Strom- und Erdgasversorgung wird seit 1996 bzw. 1999 durch ein interkommunales 

Stadtwerk, das „GSW – Gemeinschaftsstadtwerke Kamen-Bönen-Bergkamen GmbH“, orga-

nisiert. Seit 2003 hat „GSW“ auch die Fernwärmeversorgung übernommen und sich als 

wettbewerbsfähiges und gewinnbringendes kommunales Unternehmen etabliert.  

Im Jahr 2002 übernahm der Baubetriebshof der Gemeinde die bis dahin private Straßenrei-

nigung, wodurch eine Senkung der Straßenreinigungsgebühr von 25 Prozent erzielt werden 

konnte.  

Seit dem Jahr 2006 wird auch die Müllabfuhr in Bergkamen von dem städtischen Eigenbe-

trieb „EntsorgungsBetriebe Bergkamen“ (EBB) übernommen, was eine Verbesserung des 

Serviceangebots bei gleichzeitiger Gebührensenkung von 12 Prozent mit sich brachte. 

Nach längeren Überlegungen ist seit 2010 auch die Wasserversorgung wieder Teil des 

kommunalen Angebots. Eine Rekommunalisierung der Wasserrohrnetze konnte aufgrund 

der hohen Kosten nicht umgesetzt werden, stattdessen wurde der Netzbetrieb als Public-

Private-Partnership mit „Gelsenwasser AG“ organisiert. 126  

Die „GWS“ zeigt, wie kommunale Unternehmen ihre Gestaltungsmöglichkeiten wahrnehmen  

können. So wurden über die „GWS“ etwa Förderprogramme für Erdgas-PKWs und Erdgas-

                                                 
125

 http://www.stuttgart.de/stadtwerke 
126

 vgl. Schäfer (2012), 76 



32 
 

Heizungsanlagen initiiert, die städtischen Gebäude wurden mit Solaranlagen ausgestattet 

und Öko-Strom aus österreichischer Wasserkraft angeboten. Für Haushalte mit geringem 

Verbrauch wurde ein Spartarif ohne Grundpreis geschaffen. Die Einnahmen in lukrativen 

Bereichen helfen den Betrieb von Schwimmbädern und anderen Freizeiteinrichtungen zu 

familienfreundlichen Preisen zu finanzieren.127 

 

 STEAG / Ruhrgebiet 

Im Jahr 2010 kaufte ein kommunales Bieterkonsortium, bestehend aus vier Stadtwerken 

(Dortmund, Düsseldorf, Bochum, Essen) und zwei Versorgungsbetrieben, 51 Prozent der 

Anteile an der „Evonik Energie“. Mit der Teil-Rekommunalisierung von „Evonik Energie“ er-

folgte auch deren Umbenennung in „Steinkohlen Elektrizität AG“ (Steag).  

Zuvor war „Evonik Energie“ einer der wichtigsten privaten Energieversorger des Ruhrgebiets 

und betrieb mehrere (vor allem Braunkohle-) Kraftwerke. Das Unternehmen war außerdem 

im Besitz von drei Kraftwerken im Ausland (Türkei, Kolumbien, Philippinen).  

Neben den Mehrheitsanteilen erlangten die Kommunen für die restlichen 49 Prozent der sich 

im Eigentum des „Evonik“ Mutterkonzerns „RAG“ befindlichen Anteile, nach dem Ablauf von 

fünf Jahren, ein Vorkaufsrecht. Die Motivation der Kommunen für die Rückübertragung war 

die Möglichkeit der Nutzung des Unternehmens als Plattform für erneuerbare Energien, aber 

auch die Lukrierung von Einnahmen für die jeweiligen Stadtkassen.128 Der Kauf wurde erst 

durch eine Änderung der Gemeindeordnung möglich. Damit ermöglichte die rot-grüne Lan-

desregierung ein wirtschaftliches Auftreten der kommunalen Stadtwerke über ihr direktes 

Versorgungsgebiet hinaus.129  

 Die Rekommunalisierung sorgt nach wie vor für Kritik. Denn die gewünschte Gewinnerzie-

lung konnte bisher mit einem Gewinn von 4,9 Mio. Euro im Jahr 2011 nicht erreicht werden. 

Die Aktionäre (Kommunen und „RAG“) bestanden dennoch auf eine Dividendenausschüt-

tung, die nur durch die Auflösung bestehender Rücklagen des Unternehmens ermöglicht 

werden konnten. Generell wird der Kaufpreis von 651 Mio. Euro als finanzielle Überbelas-

tung der defizitären Kommunen betrachtet.130 Fraglich erscheint in diesem Kontext auch, ob 

die Modernisierung eines Unternehmens, welches derzeit 98 Prozent seines Stroms durch 

Kohlekraftwerke gewinnt, gelingen kann. Ebenfalls kritisch betrachtet wird das starke Enga-

gement eines kommunal dominierten Unternehmens im Ausland.131  
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 Bremen 

Auch in Bremen (etwa 550.000 EinwohnerInnen) gibt es den Wunsch, wieder stärker in die 

Strom-, Gas-, Fernwärme- und Wasserversorgung der Stadt eingebunden zu sein. Bislang 

übernahm diese Aufgabe die „SWB AG“, der Nachfolger der 1999 gänzlich privatisierten 

ehemaligen „Stadtwerke Bremen“. Doch der mit „SWB“ geschlossene Vertrag zur Netznut-

zung läuft Ende 2014 aus. Die Ausschreibung der Nutzungsverträge für die nächsten 20 Jah-

re ist bereits erfolgt, nach Auskunft der Stadt hat eine „ganze Reihe von Unternehmen“132 

Angebote gelegt. Wer den Zuschlag bekommt ist noch unklar. 

Klar ist hingegen, dass Bremen bei dieser Gelegenheit einen Anteil von 25,1 Prozent des 

Netzes rekommunalisieren will.133 Die Netze sind im Moment jedoch Eigentum der „SWB 

AG“, was bei der Wahl eines neuen Betreibers Probleme mit sich bringen würde. Das Bei-

spiel macht deutlich, wie schwierig die Rekommunalisierung vormalig privatisierter Bereiche 

der Daseinsvorsorge sein kann. Mit dieser Problematik ist Bremen kein Einzelfall: „Nicht sel-

ten wurden im Rahmen der Privatisierung vertragliche Regelungen getroffen, die eine 

Rekommunalisierung jedenfalls nicht ganz einfach machen.“134 

 

 Thüga AG 

Die „Thüga AG“ (Thüringen Gas) ist ein Versorgungsunternehmen, das die beiden Ge-

schäftsfelder Gas und Strom bedient. Versorgt werden durch die „Thüga AG“ insbesondere 

die deutschen Bundesländer Bayern, Thüringen und Sachsen.  

Die „Thüga AG“ war eine Tochterfirma der „E.ON AG“135, einer der größten privaten Energie-

versorger Europas. Die „E.ON AG“ ist seit den 1980er Jahren daran interessiert, Beteiligun-

gen an regionalen Versorgungsunternehmen zu kaufen. So erwarb sie im Jahr 1998 bei-

spielsweise 24 Prozent an der städtischen „Mainova AG“ der Stadt Frankfurt. Die „Thüga 

AG“ befand sich jedoch nicht im alleinigen Eigentum der „E.ON AG“. Stattdessen besaßen 

viele kommunale Unternehmen Anteile an der „Thüga AG“ (z.B. N-Energie Nürnberg, 

Mainova Frankfurt).136 Die „Thüga AG“ stellte somit eine historisch gewachsene Mischform 

zwischen öffentlichem und privatem Eigentum dar.  

Im Jahr 2009 verkaufte „E.ON AG“ seine lokale Stadtwerke-Tochtergesellschaft an zwei 

kommunale Erwerberkonsortien. Einerseits an die „KOM09“, ein Zusammenschluss 45 regi-

onaler Stadtwerke vor allem kleinerer Kommunen, andererseits an die „Integra“, ein Verbund 
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aus den „Stadtwerken Nürnberg“ (N-Energie), „Stadtwerken Frankfurt“ (Mainova) und 

„Stadtwerken Hannover“. Der Kaufpreis der „verkleinerten“ „Thüga AG“ lag bei 2,9 Mrd. Eu-

ro.137 Teile der „Thüga AG“, wie zum Beispiel die Berliner Gaswerke, wurden jedoch durch 

Nutzung von Vorkaufsrechten durch die „E.ON AG“ selbst erworben. Insgesamt gelangten 

durch den Verkauf aber 100 regionale Versorgungsunternehmen in den Besitz der beiden 

kommunalen Bieterkonsortien „KOM09“ und „Integra“.  

Bei dieser Rekommunalisierung stand nicht der Wunsch der Kommunen, Bereiche der Da-

seinsvorsorge wieder rückzuführen, im Vordergrund. Vielmehr machten wettbewerbsrechtli-

che Bedenken der EU-Kommission hinsichtlich der starken Marktkonzentration des „E.ON“-

Konzerns den Umbau des Unternehmens notwendig.138  

Seit dem Jahr 2009 konnte die „Thüga Holding“ ihren kommunalen Anteilseignern jedes Jahr 

Gewinne ausschütten und ein hohes Maß an Investitionen in die Infrastruktur und besonders 

in die Erzeugung erneuerbarer Energie aufweisen.139 Die „Thüga AG“ dient außerdem loka-

len Stadtwerken und Versorgungsbetrieben als strategischer Partner und versucht weitere 

Anteile an kommunalen Versorgungsunternehmen zu erwerben.140 Um die Kosten von neuen 

Beteiligungen und Investitionen in Infrastruktur finanziell zu verkraften, strebt das Unterneh-

men für das Jahr 2012 eine Kapitalerhöhung an. Dafür sollen bis zu 25 Prozent des Unter-

nehmens an der Börse verkauft werden.141 Damit folgt auf die Kommunalisierung eine erneu-

te Teilprivatisierung. 

 

 Mögliche Rekommunalisierung der Strom- und Gasnetze in Berlin 

In den Jahren 2013 und 2014 enden die Konzessionsverträge der Stadt Berlin für das 

Stromnetz mit der „Vattenfall AG“. Nun hat sich in Berlin eine heftige Debatte entwickelt, ob 

die Stadt die Energieversorgung wieder übernehmen sollte. Ausgangspunkt ist ein Volksbe-

gehren des „Berliner Energietisches“ mit dem Ziel der vollständigen Rekommunalisierung der 

Netz-Infrastruktur, um eine demokratische, ökologische und soziale Energieversorgung zu 

gewährleisten.142 Diese BürgerInneninitiative spiegelt eine von vielen öffentlichen Debatten 

über die Eigentumsverhältnisse von Versorgungsunternehmen, die etwa auch bei den Berli-

ner Wasserbetrieben oder den Stromnetzen in Hamburg geführt wurden. Im Jahr 2011 hat 

auch die regierende SPD auf ihrem Landesparteitag die Rekommunalisierung der Strom und 
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Gasnetze als politisches Ziel festgelegt.143 Der Koalitionspartner CDU erteilte diesen Absich-

ten jedoch eine klare Absage. Alle anderen im Berliner Stadtparlament vertretenen Parteien 

(Linke, Grüne, Piraten) sprechen sich ebenfalls für eine vollständige Rekommunalisierung 

aus. Im Juli 2012 haben die Betreiber des Volksbegehrens die notwendigen gültigen Unter-

schriften erreicht. Der Berliner Senat muss daher nun über den vorliegenden Gesetzesent-

wurf entscheiden.144 

 

6.2 Wasserversorgung und Abwasserentsorgung 

Wasser hat als Ressource und Lebensmittel, das nicht substituierbar ist, bei der Daseinsvor-

sorge einen besonderen Stellenwert. „Wasser wird in allen Lebensbereichen benötigt und ist 

gleichzeitig elementar für die Aufrechterhaltung der Biosphäre.“145 Das Vorhandensein einer 

flächendeckenden Wasserver- und Abwasserentsorgung hat enorme Auswirkungen auf den 

Gesundheitszustand der Menschen und der sie umgebenden Umwelt. Die Besonderheit des 

Gutes Wasser sorgte dafür, dass die Generalversammlung der Vereinten Nationen am 28. 

Juli 2010 „das Recht auf einwandfreies und sauberes Trinkwasser und Sanitärversorgung als 

ein Menschenrecht an[erkannte, Anm. d. Verf.], das unverzichtbar für den vollen Genuss des 

Lebens und aller Menschenrechte ist.“146 Auch rechtliche Bestimmungen in den verschiede-

nen Ländern heben die Bedeutung der Wasserversorgung hervor. So ist etwa in Südafrika 

das Recht auf Wasser in der Verfassung verankert, ebenso wie in Uruguay, wo außerdem 

eine Privatisierung verboten wurde. Auch in der österreichischen Bundeshauptstadt Wien 

„[…] wurde der Verkauf der öffentlichen Wasserversorgung und der Liegenschaften der 

Quellschutzgebiete verfassungsrechtlich unterbunden.“147  

Der Eigencharakter des Wassers als notwendiges, nicht ersetzbares Produkt und das „lokale 

Monopol“ des Wassers, also der teure und strukturell schwer mögliche Transport über weite 

Strecken, haben in vielen Ländern zu einer Konzentration der Wasserver- und Abwasserent-

sorgung in der Hand der Kommunen geführt.    

Im europäischen Raum stellen Großbritannien und Frankreich diesbezüglich eine Ausnahme 

dar, hat die private Wasserversorgung hier doch eine lange Tradition. In Frankreich wurde 

die Verwaltung der Wasserversorgung für einen beschränkten Zeitraum privatisiert, in Groß-

britannien sogar die gesamte Infrastruktur zur Wasserversorgung. Auch in vielen osteuropäi-

schen Ländern kam es in den letzten Jahren zu Privatisierungen und Konzessionsvergaben 

an private Firmen, vor allem um dadurch Kapital und Know-how zu lukrieren. Die Liberalisie-
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rung der Wasserversorgung wurde auch durch die EU vorangetrieben. Denn bereits Mitte 

der 1990er Jahre hat die EU-Kommission die Liberalisierung des EU-Wassersektors als Ziel 

postuliert.148 „Die wichtigste Antriebskraft hinter der Liberalisierung der EU waren diverse 

Lobbying-Organisationen.“149 Auch daran verdeutlicht sich das starke Interesse von privaten 

Unternehmen an der Trinkwasserversorgung als nicht ersetzbares Gut. 

Die Kostenintensität der Wasserver- und Abwasserentsorgung stellte vor allem kleine Ge-

meinden oft vor finanzielle Probleme und so war die Versuchung einer Privatisierung groß. 

Dass eine weitreichende Privatisierung wie im Energiesektor verhindert werden konnte, lag 

einzig an der besonderen Stellung, die das Wasser im ganzen Versorgungssystem ein-

nimmt.  

In Deutschland etwa ist die Wasser- und Abwasserversorgung – wie in Österreich – immer 

primär in kommunaler Hand, weswegen es keine breite Rekommunalisierungstendenz gibt. 

„Öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Unternehmensformen existieren seit Jahrzehnten 

nebeneinander, wobei innerhalb der privatrechtlichen Organisationsformen gemischtwirt-

schaftliche Unternehmen überwiegen.“150 Hier zeigt sich jedoch ein Unterschied zwischen 

Wasser- und Abwasserversorgung. Die Wasserversorgung ist kaum ausschließlich in der 

Hand privater Anbieter und selbst bei anteilsmäßigen Besitzen zeigen sich in Deutschland 

Tendenzen, diese rückzukaufen, wie das derzeit prominenteste Beispiel der Berliner Was-

serbetriebe zeigt. Bei der Abwasserversorgung ist dieser Trend in abgeschwächter Form zu 

finden. Auch wenn hier öffentlich-rechtliche Unternehmen überwiegen, existieren „verschie-

dene Formen öffentlich-privater Zusammenarbeit in Form von Betriebsführungs-, Betreiber- 

und Kooperationsmodellen […].“151 

Werden dennoch Rekommunalisierungen im Wassersektor überlegt, zeigt sich auch hier der 

besondere Charakter des Wassers, dessen Schutz „vor dem Zugriff privatwirtschaftlicher 

Interessen regelmäßig betont“152 wird. Dies lässt sich empirisch nachweisen, denn anders 

als bei der Energieversorgung, wie die Studie der HypoVereinsbank zeigt, sind die Gründe 

für eine Rekommunalisierung der Wasserversorgung bei den befragten Kommunen vorwie-

gend sozialpolitischer Natur (40 Prozent). Für ebenso viele stellt sich die effektive Erfüllung 

der Daseinsvorsorge durch die öffentliche Hand als wichtig dar. Die Wahrung des kommuna-

len Einflusses spielt hingegen bei der Wasserversorgung eine untergeordnete Rolle.  
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Abbildung 5: Gründe für Rekommunalisierung in der Wasserversorgung in Deutschland
153

 

 

Im Bereich der Wasserver- und Abwasserentsorgung wird (zumindest für Deutschland) er-

wartet, dass in Zukunft nicht Rekommunalisierung, sondern interkommunale Kooperation die 

zentrale Rolle einnehmen wird.154 Diese sind „langfristig angelegt und bieten gerade für die 

Wasserwirtschaft als langfristige Daseinsvorsorgeaufgabe eine verlässliche Organisations-

struktur.“155 Besonders im Hinblick auf zukünftige Herausforderungen wie demografische 

Veränderungen oder Klimawandel, aber auch schlicht der Wunsch nach einer effizienten 

Aufgabenerledigung stellen sich als Gründe für viele Kommunen dar, Infrastrukturaufgaben 

gemeinsam zu bewältigen. Generell zeigt sich, dass interkommunale Kooperation für die 

beteiligten Kommunen zahlreiche Vorteile bietet, wie etwa eine Kompetenz- und Kräftebün-

delung, gesteigerte Effizienzpotentiale und mögliche Kostenersparnisse. Insbesondere für 

kleinere Kommunen stellt dies einen gangbaren Weg dar, da diese oft nicht in der Lage sind, 

so „kostenintensive Aufgaben wie die Wasserver- und/oder Abwasserentsorgung alleine zu 

stemmen.“156 

 

 Wasserversorgung in Potsdam 

Eines der bekanntesten deutschen Beispiele hinsichtlich der Rekommunalisierung eines 

ehemals privatisierten Betriebs ist die Wasserversorgung und Abwasserentsorgung in Pots-

dam (ca. 160.000 EinwohnerInnen). Im Zuge des allgemeinen Privatisierungsbooms der 

1990er Jahre entschloss sich auch Potsdam zur Teilprivatisierung der Wasserver- und Ab-

wasserentsorgung, einer Public Private Partnership. 1998 kam es daher zu einer Kooperati-

on mit „Eurawasser“, einem weltweit agierenden Tochterunternehmen der beiden Großkon-

zerne „Thyssen Krupp“ und „Suez“, die 49 Prozent der „Wasserbetriebe Potsdam GmbH“ 
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kauften.157 Die Motive waren die gleichen wie in anderen Städten auch: „Entlastung des 

Haushalts, Anlockung privater Investoren, Flexibilisierung der Personalstrukturen, Erschlie-

ßung privaten Know-hows und privater Innovationskraft, Gewährleistung sicherer Wasserver- 

und Abwasserentsorgung, Kostenminimierung, Verbesserung der Servicequalität usw.“158 

Die Erwartungen konnten jedoch nicht ansatzweise erfüllt werden. Innerhalb von nur zwei 

Jahren kam es zu einer Verdoppelung der Wassergebühren, die Preissteigerung sollte sich 

laut Prognosen in den folgenden Jahren weiter fortsetzen.159 Diese Preisentwicklung in 

Kombination mit Personalabbau und dem geringen städtischen Einfluss auf das Unterneh-

men führte innerhalb von nur zwei Jahren zum Scheitern dieser Public Private Partnership. 

Bereits im Jahr 2000 war die Stadt Potsdam wieder alleiniger Eigentümer der „Stadtwerke 

Potsdam GmbH“. Die Verpflichtungen aus den dafür notwendigen Kreditaufnahmen bedin-

gen bis heute die bundesweit höchsten Gebühren für die KundInnen.160 

 

 Rekommunalisierung der Wasserversorgung im Großraum Paris 

Die private Wasserversorgung hat in Frankreich eine lange Tradition. Bereits in der zweiten 

Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden die Vorgängerunternehmen von „Veolia Environnement“ 

und „Suez Environnement“ gegründet, deren Sitz noch heute in Paris ist. Während die meis-

ten anderen Staaten Europas ihre Wasserversorgung im Laufe des 20. Jahrhunderts staat-

lich organisierten, beschritt Frankreich einen anderen Weg.161  

Bereits im Jahr 1984 vergab die konservative Mehrheit im Pariser Stadtsenat, in Form eines 

25-Jährigen Konzessionsvertrages, die Wasserversorgung (operativer Betrieb, Wartung, 

Investitionen) an zwei private französische Firmen („Compagnie des eaux de Paris“, CEP 

und „Eau et Force“, EF). Drei Jahre später, im Jahr 1987, erfolgte die Teilprivatisierung der 

städtischen Wasserwerke, wobei „EF“ und „CEP“ jeweils 14 Prozent der neuen Betreiberfir-

ma „SAGEP“ erwarben, der Rest der Anteile verblieb im Besitz der Stadt Paris (70 Prozent) 

bzw. der staatsnahen französischen Investitionsbank (CDC, 2 Prozent). Die Abwasserbesei-

tigung (bzw. Kläranlagen) blieben allerdings zu 100 Prozent im Besitz der Stadt. Den beiden 

privaten Firmen gelang eine Modernisierung des Pariser Wasserversorgungsnetzes. Nach-

dem in beinahe 20 Jahren der Anteil der Rohrbrüche nur gering gesenkt werden konnte (von 

22 Prozent im Jahr 1985 auf 17 Prozent im Jahr 2003), kam es auf Druck der Stadt Paris zu 

Investitionen die den Anteil der Rohrbrüche auf nur noch 3,5 Prozent im Jahr 2009 senken 

konnten. Im Gegenzug kam es allerdings zu einer deutlichen Verteuerung der Wasserpreise. 

Von 1985 bis 2009 nahm der Preis pro Kubikmeter Wasser um 265 Prozent zu, die Inflation 
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betrug zum Vergleich jedoch nur 70,5 Prozent. Die Kunden spürten diesen Preisanstieg 

durch deutliche Preissprünge alle drei Monate.162 

Im Jahr 2001 verkündete der neugewählte Pariser Bürgermeister Bertrand Delanoe (Parti 

socialiste), das Ziel seiner Regierung sei die stärkere Kontrolle der kommunalen Hand über 

die öffentlichen Dienstleistungen (darunter auch die Wasserversorgung) im Raum Paris. Im 

Jahr 2007 erfolgte ein Beschluss des Stadtsenates, in welchem sich die Stadt zur vollständi-

gen Verantwortung für die Wasserversorgung bekannte (vom operativen Betrieb bis hin zum 

Netzausbau), die kommunale Betreibergesellschaft „Eau de Paris“ (EP) wurde gebildet. Mit 

1. Januar 2010 übernahm „Eau de Paris“, nach Ende der regulären Verträge mit „Veolia“ 

(vormals „CEP“) und „EF“, zu 100 Prozent die Wasserversorgung der Stadt Paris.163 

„Eau de Paris“ ist eine halb-autonome Körperschaft, wobei alle operativen Entscheidungen 

vom Stadtsenat bestätigt werden müssen. Im Vorstand der „EP“ sind dabei nur Vertreter der 

Stadt sowie MitarbeiterInnen einer Konsumenten- und einer Umweltschutz-NGO. Neben die-

sem Einfluss im operativen Geschäft konnten im Zuge des Übergangs von privater zu kom-

munaler Versorgung beträchtliche Einsparungen erzielt werden. Alleine 35 Mio. Euro konn-

ten durch die entfallenden Konzessionszahlungen eingespart werden. Der Wasserpreis je 

Kubikmeter für Privatverbraucher konnte 2011 um 8 Prozent gesenkt werden (von 1.0464/m3 

Euro auf  0.9627/m3 Euro). Durch einen klaren, einheitlichen Aufbau der neuen Firma (durch 

eine Vereinheitlichung von drei verschiedenen Führungsebenen zu einer) kam es zu weite-

ren Einsparungen.164 Die erfolgreiche Umsetzung hatte Vorbildwirkung für andere fran-

zösische Kommunen: „[…] inspired by the example of Paris, a further 40 French municipali-

ties have also decided to re-municipalise water services, including major cities such as Bor-

deaux and Brest.“165 

Die Kommunalisierung hatte jedoch nicht nur positive Effekte. Denn die privaten Anbieter 

reduzierten, nach einer kurzen Phase von Erneuerungen, ihre Investitionen, sodass das Lei-

tungsnetz in Paris renovierungsbedürftig wurde. Durch die defizitäre Budgetsituation der 

Stadt Paris können die notwendigen Investitionen für eine Erneuerung jedoch nicht aufge-

bracht werden. Bei „EP“ herrscht massiver Widerstand der Belegschaft gegen eine weitere 

Senkung der Wassertarife, da viele Beschäftigte Lohnkürzungen befürchten. Aus betriebs-

wirtschaftlicher Sicht besteht auch das Problem, dass in den Jahren der privaten Führung 

enormes Wissen hinsichtlich der Organisation eines Wasserversorgungsunternehmens ver-

loren gegangen ist. Gleichzeitig verweigerten fast alle Manager der beiden privaten Betriebe 

eine Aufnahme in den öffentlichen Dienst. Somit musste „EP“ viele Führungspositionen mit 
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Personen besetzen, die keine Erfahrungen im operativen Betrieb der Wasserversorgung 

hatten.166 

Trotz der vergleichweise kurzen Erfahrung von „EP” kann festgehalten werden: “The simplis-

tic idea that the private sector is naturally better equipped to manage urban water systems 

was proven wrong in Paris, where a private duopoly by powerful companies was operating at 

the expense of the residents of the city.”167 

 

 Noch laufende Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe 

Im Jahr 1999 verkaufte der Berliner Stadtsenat, mit den Stimmen der rot-schwarzen Regie-

rungsparteien, einen Teil der kommunalen „Berliner Wasserbetriebe“ (BWB) an „RWE“ und 

„Vivendi“ (später „Veolia“). Die Stadt behielt mit 50,1 Prozent die Mehrheit am Unternehmen, 

die restlichen 49,9 Prozent der Anteile wurden von den privaten Investoren um 1,69 Mrd. 

Euro (damals 3,3 Mrd. Mark) gekauft.168 Trotz der bei der Stadt verbliebenen Mehrheit gab 

sie die Führung des Unternehmens an die privaten Teilhaber ab. 

Ziel der Teilprivatisierung war vor allem die Lukrierung kurzfristiger Einnahmen für die defizi-

täre Stadtkasse. Die finanziellen Ressourcen des Unternehmens waren für die Aufrechter-

haltung des operativen Betriebs (Wartung, Reparaturen, etc.) aber immer weniger ausrei-

chend, gleichzeitig musste der weitere Ausbau der Berliner Wasserversorgung finanziert 

werden. Dieser Ressourcenmangel ergab sich jedoch nicht aufgrund einer defizitären Unter-

nehmensführung der „Berliner Wasserbetriebe“, sondern vielmehr durch politische Entschei-

dungen. Der entstandene Eigenkapitalmangel war darauf zurückzuführen, dass die Stadt 

große Teile des Eigenkapitals der „BWB“ in das Budget der Stadt  transferierte.169 

Mit der Teilprivatisierung waren Hoffnungen nach einem Schuldenabbau verbunden und der 

Wunsch, mit Hilfe eines strategischen Partners betriebswirtschaftliches Knowhow zu gewin-

nen. Außerdem sollten die negativen Auswirkungen der parteipolitischen Besetzung hoher 

Führungspositionen unterbunden werden.170 

Für die Durchführung der Teilprivatisierung wurde ein komplexes juristisches Gebilde ausge-

staltet. Neben Änderungen im Bereich der „Berliner Wasserbetriebe“ wurden eine Reihe von 

„Geheimverträgen“ zwischen „RWE“/„Vivendi“ (später „Veolia“) und dem Berliner Stadtsenat 

geschlossen. Dabei handelte es sich um privatwirtschaftliche Verträge, welche einer stren-

gen Geheimhaltungsklausel unterliegen. Der Öffentlichkeit wurden somit wichtige Informatio-

nen im Bezug auf die Teilprivatisierung vorenthalten, etwa die den beiden privaten Teilha-
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bern eingeräumte „Gewinngarantie“. Der Inhalt und die Art und Weise der Privatisierungsver-

träge (Geheimhaltung, Gewinngarantie, etc.) ist unter Juristen höchst umstritten.171  

Im Jahr 2007 initiierte die NGO „Berliner Wassertisch“, ein Volksbegehren, welches die Of-

fenlegung aller „Geheimverträge“ zum Ziel hatte. Bereits im Zuge des Referendums entstand 

eine intensive Debatte über den möglichen Rückkauf der privaten Anteile an den „Berliner 

Wasserbetrieben“. Auch die Stadtregierung hatte sich mittlerweile die Rekommunalisierung 

der Berliner Wasserversorgung zum Ziel gesetzt. Doch zunächst verweigerten die privaten 

Anteilseigentümer „Veolia“ und „RWE“ die Zustimmung vor Auslaufen der Vertragsfrist im 

Jahr 2028.  

Schließlich kam es im Jahr 2011 zu einem Volksentscheid, bei dem 98,2% der WählerInnen 

(Beteiligung 27,5%) für eine Offenlegung aller Verträge im Bezug auf den Teilverkauf der 

„Berliner Wasserbetriebe“ und mehr Transparenz im Umgang mit dem Verkauf öffentlichen 

Eigentums stimmten.172 Die „Tageszeitung“ (TAZ) veröffentlichte zeitgleich große Teile der 

bis dahin geheim gehaltenen Verträge173 (was vermutlich die Beteiligung am Bürgervotum 

schwächte).  

Im Jahr 2011 verkündete „RWE“ schließlich, seine Anteile an den „Berliner Wasserbetrieben“ 

frühzeitig verkaufen zu wollen. Begründet wurde dieser Entschluss mit der Konzentration des 

Unternehmens auf sein eigentliches Kerngeschäft im Bereich Stromerzeugung und Strom-

netze.  

Nach langen Verhandlungen wurden im Juli 2012 die 24,95 Prozent Beteiligung der „RWE“ 

um rund 650 Millionen Euro durch die Stadt Berlin rückgekauft.174 Mittlerweile hat auch 

„Veolia“ Interesse am Verkauf seiner Anteile bekundet.  

Woher das Geld für den Rückkauf kommen soll, ist indes nicht ganz klar. Während die Be-

rechnungen des zuständigen Finanzsenators eine Finanzierung eines gänzlichen Rückkaufs 

für finanzierbar hält, befürchten Bürgerinitiativen einen Anstieg der ohnehin schon hohen 

Wasserkosten (Wien: EUR 1,73/m3; München: 1,58/ m3; Berlin: 2.027/m3)175.176  
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 Rekommunalisierung der Wasserversorgung der Stadt Grenoble (Frankreich) 

Im Jahr 1989 verkaufte die konservative Stadtregierung Grenobles die Wasserversorgung 

der Stadt (mit ihren mehr als 150.000 EinwohnerInnen) an „COGESE“, eine Tochterfirma der 

„Lyonnaise des Eaux“, dem größten privaten Wasseranbieter Frankreichs. Trotz Protesten 

von Zivilgesellschaft und politischer Opposition erhielt „COGESE“ den Zuschlag zu einem 

Konzessionsvertrag für die Wasserversorgung der Stadt über 25 Jahre. Der abgeschlossene 

Vertrag enthielt dabei für die private Seite vorteilhafte Bedingungen. So musste „COGESE“ 

den Preis für die Betriebsrechte nicht sofort bezahlen, sondern über einen Zeitraum von 15 

Jahren. Dadurch schmälerte sich der Privatisierungserlös für die Stadtkasse wesentlich. Die 

Kosten für die Betriebsrechte wurden aber nicht nur später gezahlt, sondern darüber hinaus 

– über höhere Wasserpreise – auf die KonsumentInnen abgewälzt. Profitabel war für das 

Unternehmen außerdem die Vergabe lukrativer Aufträge von „COGESE“ an andere Teile des 

„Lyonnaise des Eaux“-Konzerns. Der lokale Rechnungshof bezifferte den Schaden, der 

durch diese Geschäftspraktiken entstand, mit knapp einer Milliarde Franc (cirka 150 Mio. 

Euro).177  

Nach einiger Zeit stellte sich heraus, dass hinter der Privatisierung auch Eigeninteressen der 

politischen Führung standen. Der konservative Bürgermeister hatte von „COGESE“ nicht nur 

Wahlkampfunterstützung, sondern auch Freiflüge und andere Geschenke erhalten.178 Da-

raufhin wurden der damalige Bürgermeister Grenobles und ein Manager der „COGESE“ we-

gen Korruption und Bestechung verurteilt. 

Auch aufgrund dieser Korruptionsaffäre verloren die Konservativen bei den Kommunalwah-

len im Jahr 1995 die Mehrheit und eine Mitte-Links Koalition übernahm die Stadtregierung 

Grenobles. Einer ihrer Schwerpunkte war die Rückgewinnung der Kontrolle über öffentliche 

(Dienst-)Leistungen, insbesondere der Wasserversorgung. Daher wurde die „Société des 

Eaux de Grenoble“ (SEG) als neuer öffentlich-privater Wasserversorger gegründet. Die Stadt 

behielt 51 Prozent des Unternehmens, die restlichen 49 Prozent wurden an „Suez“, dem 

Nachfolgeunternehmen der „Lyonnaise des Eaux“, vergeben. Das operative Geschäft wurde 

an eine Tochterfirma der „Suez“, „SGEA“ („Société Grenobloise de l’Eau et de 

l’Assainissement“) ausgelagert.179  

Zur vollständigen Rekommunalisierung der Wasserversorgung kam es jedoch erst einige 

Jahre später, im Jahr 2000, per Entscheid durch das Grenobler Stadtparlament. Die Kehrt-

wende brachten eine Reihe von Gerichtsentscheiden (die Annullierung der mit „COGESE“ 

geschlossenen Konzessionsverträge, die Erkenntnis der illegalen Tarifgestaltung von 
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„COGESE“) und eine Kampagne einer BürgerInneninitiative.180 Der operative Betrieb der 

Abwasserklärwerke wurde nun an einen Verband kommunaler Unternehmen in der Region 

Grenoble vergeben, während der Betrieb der Wasserwerke und die Infrastruktur durch eine 

autonome Gesellschaft öffentlichen Rechts im Besitz der Stadt Grenoble abgewickelt wurden 

(„Regime des Eaux Grenoble“). Dadurch kam es zu einer Stabilisierung der Wasserpreise 

bei gleichzeitig steigenden Investitionen in das lokale Wassernetz.181  

 

 Gelsenwasser - Ein kommunaler Konzern  

Die „Gelsenwasser AG“, die ehemaligen Wasserwerke der Stadt Gelsenkirchen (mehr als  

250.000 EinwohnerInnen), sind ein durch kommunale Eigentümer geprägter Mischkonzern. 

Der einst regionale Wasserversorger gehört heute zu den größten Trinkwasserversorgungs-

unternehmen Deutschlands und ist ein bedeutender internationaler Dienstleister für Wasser, 

Abwasser und Energie.  

Die „Gelsenwasser AG“ ist aus einem industriellen Infrastrukturbetrieb hervorgegangen, wel-

cher vor allem die Wasserversorgung der ehemaligen Kohlebergwerke in der Region sicher-

stellen sollte. Das Unternehmen notierte bereits im Jahr 1887 an der Berliner Börse und war 

hinsichtlich seiner Eigentumsverhältnisse immer als Mischbetrieb aus privatem und öffentli-

chem Eigentum zu kategorisieren.182  

Wie kam es zu der Rekommunalisierung des Unternehmens? Im Jahr 2003 musste die 

„E.ON AG“ ihre Mehrheit an Gelsenwasser verkaufen. Hintergrund war die geplante Über-

nahme der „Ruhrgas AG“ durch „E.ON“, der das Bundeskartellamt nur nach einem Verkauf 

der Anteile an Gelsenwasser zustimmen wollte, um unlautere Marktverzerrungen zu verhin-

dern. Mehrere Konzerne zeigten Interesse an den Anteilen von „E.ON“, neben der kommu-

nalen MVV GmbH (ehemalige „Mannheimer Versorgungs- und Verkehrsgesellschaft mbH“) 

auch die französischen Konzerne „Suez“ und „Veolia“. Schließlich erhielten die „Stadtwerke 

Bochum GmbH“ und die „Stadtwerke Dortmund“ den Zuschlag für die Anteile von 80,5 Pro-

zent der „E.ON“ an der „Gelsenwasser AG“ zu einem Kaufpreis von 835 Mio. Euro. Der Kauf 

der Anteile durch die beiden finanziell angeschlagenen Kommunen war stark umstritten. Oh-

ne einen Kredit durch die teilweise im Besitz des Landes Nordrhein-Westfalen befindliche 

Westdeutsche Landesbank wäre der Ankauf der „E.ON“ Anteile für die beiden Kommunen 

unmöglich gewesen.183 
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Die „Gelsenwasser AG“ ist mehr als nur ein lokaler oder regionaler Versorgungsbetrieb, be-

sitzt das Unternehmen doch mehrere nationale und internationale Beteiligungen an Versor-

gungsunternehmen. So zum Beispiel Wasserver- und Abwasserentsorgungsbetriebe in 

Tschechien und Frankreich bzw. Fernwärme (Tschechien), aber auch die Verwaltung kom-

munaler Wohnungsbestände (Tschechien).184 Daneben besitzt das Unternehmen ein weit 

gestreutes Netz an Beteiligungen an verschiedenen deutschen Versorgungsunternehmen 

(z.B. „Technische Werke Delitzsch GmbH“ 74,90 Prozent, 49,9 Prozent „Stadtentwässerung 

Dresden GmbH“, etc.). 

 

 Wasserversorgung in Budapest 

Im Jahr 1997 verkaufte die Stadt Budapest jeweils 12,5 Prozent des Wasserversorgers 

„Budapesy Vizmuvek Zrt“ an die beiden privaten Unternehmen „RWE“ und „Suez“. Gleichzei-

tig wurde ein Vertrag über den Betrieb des Unternehmens für die nächsten 25 Jahre ge-

schlossen. Die Stadt blieb dennoch weiterhin Mehrheitseigentümer des Unternehmens.185  

Obwohl der Vertrag noch bis zum Jahr 2022 laufen würde, gab es seit dem Jahr 2010 mit 

dem neuen konservativen Bürgermeister einen einflussreichen Kritiker hinsichtlich dieser 

Vereinbarung mehr. Den beiden Unternehmen wurde vorgeworfen ihre dominante Marktposi-

tion ausnützen und überteuerte Preise für ihre Angebote zu verlangen. Zudem seien insge-

samt mehr als 100 Mio. Euro aus dem Unternehmen von „Suez“ und „RWE“ entnommen 

worden. Deshalb entschlossen die politischen Entscheidungsträger, sich für einen Rückkauf 

der Anteile einzusetzen. Schließlich erhoffte sich die Stadt Budapest daraus Einsparungen 

von bis zu 111 Mio. Euro innerhalb der nächsten 10 Jahre. 186 

Nach anfänglichen Streitigkeiten über die Höhe der Verkaufssumme konnte im April 2012 

eine vorläufige Vereinbarung zwischen der Stadt Budapest und den Anteilseigentümern 

„RWE“ und „Suez“ über den Rückkauf der 25-prozentigen Anteile an „Budapest Water 

Works“ getroffen werden.187 

 

6.3 Abfallentsorgung 

Die Abfallwirtschaft ist in den meisten Mitgliedstaaten der EU ähnlich organisiert. „Zumeist 

liegt die Kompetenz für die Hausmüllsammlung bei den Gemeinden, die entweder selbst 

Sammel- und Entsorgungsbetriebe unterhalten oder private Unternehmen mit dieser Aufga-

be betrauen.“188 Durch diese Wahlmöglichkeit ist die Organisation der Abfallsammlung und 
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Weiterverarbeitung in den verschiedenen Ländern unterschiedlich ausgeprägt: „In Spanien 

etwa werden bereits 75% der Hausabfälle von privaten Unternehmen gesammelt und mehr 

als 90% von Privaten weiterbehandelt. In Finnland dagegen ist die Müllsammlung fast zur 

Gänze privatisiert, die Weiterbehandlung der Abfälle hingegen fast ausschließlich öffent-

lich.“189  

Diese unterschiedlichen Wege im Bereich der Abfallwirtschaft haben zu unterschiedlichen 

Voraussetzungen für die Liberalisierungs- und Privatisierungstendenzen in den jeweiligen 

Ländern geführt. Während in einigen die private Abfallentsorgung eine hohe Qualität erreicht 

hat, hinken andere Länder hinterher. „Staaten wie Deutschland und Österreich gehören nicht 

zuletzt wegen der kommunalen Verantwortung im Bereich der Wasser-, Abwasser- und auch 

Abfallwirtschaft zu den Ländern mit der höchsten Umweltqualität und einem hohen Verbrau-

cherschutz bei gleichzeitig sozialverträglichen Gebühren.“190 Die Kommunen in Österreich 

übernehmen zumeist nur die Organisation der Haushaltssammlung und überlassen die tat-

sächliche Sammelleistung privaten Unternehmen.  

In Deutschland kam es zu einer Reihe von Privatisierungen im Bereich der Abfallwirtschaft, 

die mittlerweile Rekommunalisierungen nach sich ziehen bzw. zogen. Hier ist in den letzten 

Jahren wenn nicht ein Trend, so doch eine Zunahme von Insourcing-Entscheidungen im Be-

reich der Abfallwirtschaft zu beobachten.191 Jedoch werden in Deutschland auch weiterhin 60 

Prozent der Entsorgungsleistungen von Kommunen an Private vergeben. Ebenfalls zu einem 

Großteil von Privaten übernommen werden Behandlungs- und Kompostierungsanlagen. Le-

diglich in Großstädten ist eine kommunale Leistungserbringung mit eigenen Abfallwirt-

schaftsbetrieben zu beobachten.192 Zumindest für Deutschland zeigt sich, dass das 

„Insourcing überwiegend für Sammlung und Transport bestätigt wurde, während das Out-

sourcing den Bereich der kapitalintensiven Anlagen betraf.“193  

Als Motive für Rekommunalisierungen im Bereich der Abfallwirtschaft erweisen sich vor al-

lem gesamtwirtschaftliche Betrachtungen als ausschlaggebend, so zumindest das Ergebnis 

einer Studie der Heinrich-Böll-Stiftung aus den Jahren 2004 bis 2008. Weiters spielen Quali-

tätsaspekte und Wirtschaftlichkeit eine große Rolle.194 Viele Kommunen haben mit der Priva-

tisierung der Abfallwirtschaft negative Erfahrungen gemacht. So wurden im sächsischen 

Muldentalkreis die nach Personaleinsparungen noch übrig gebliebenen Beschäftigten der 
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Müllabfuhr so schlecht bezahlt, dass der Staat mit Wohngeld und aufstockendem Hartz IV 

aushelfen musste.195 Die Kommunen werden durch diese Vorgehensweise doppelt belastet.  

Ein Grund für die Tendenz in Europa zur kommunalen Übernahme der Abfallwirtschaft ist 

aber auch die zunehmende ökonomische Attraktivität der Abfallsammlung und Vermarktung. 

Derzeit erweist sich der Abfall- und Sekundärrohstoffmarkt zwar noch als schwankend, doch 

für einige Fraktionen werden bereits hohe Preise bezahlt. Und dieser Trend wird aufgrund 

der begrenzten Rohstoffressourcen anhalten. „Es ist davon auszugehen, dass sich durch die 

weltweite demografische Entwicklung und den Aufstieg verschiedener Schwellenländer Roh-

stoffe weiter verteuern und Sekundärmaterialen als Substitut immer interessanter werden. 

Dies könnte in den kommenden Jahren durchaus als weiterer Treiber für 

Rekommunalisierungen wirken.“196 

 

 Landkreis Böblingen 

Die Abfallentsorgung im Landkreis Böblingen (371.000 EinwohnerInnen) wurde traditionell 

vom landkreiseigenen Abfallbetrieb durchgeführt. Mitte der 1990er Jahre entschloss man 

sich zu einem dualen Weg, bei dem die Abfallwirtschaft in zwei Bezirken (Herrenberg, Leon-

berg) an private Anbieter vergeben wurde, während sie im Bezirk Böblingen, vorerst bis 

1999, in öffentlicher Hand  verblieb. Das Ziel bestand darin „die Leistungsfähigkeit der öffent-

lichen Abfallabfuhr im Vergleich mit den Privaten zu überprüfen.“197 Ende des Jahres 1999 

wurde ein Kostenvergleich der Anbieter angestellt, bei dem sich die öffentliche Müllabfuhr als 

deutlich kosteneffizienter erwies; der Kostenvorteil betrug etwa 286.000 Euro. Die Müllabfuhr 

im Bezirk Böblingen wurde deshalb nicht an private Dritte ausgelagert.  

Grundlage für diesen Kostenvorteil waren die bis dahin erzielten Einsparungen durch Modifi-

zierungen wie etwa Standortverlagerung, effektivere Fahrzeugnutzung, variabler Mitarbeiter-

Inneneinsatz. Dem folgten weitere Maßnahmen (Vereinheitlichung Fahrzeugpark, elektroni-

sche Leerguterfassung, 2-Schicht-Betrieb, neue Restmüllbehälter, …), die neben weiteren 

Kostenersparnissen auch zu einer Diskussion über eine Rückübertragung der Abfallentsor-

gung an die Kommune in den anderen Bezirken führte. Deswegen wurde im Jahr 2004 der 

auslaufende Vertrag mit den privaten Anbietern im Bezirk Herrenberg nicht verlängert oder 

europaweit ausgeschrieben, sondern an die Kommune rückgeführt. Das Szenario wiederhol-

te sich im Jahr 2009 beim Bezirk Leonberg.198 Hier waren neben wirtschaftlichen vor allem 

Aspekte der Qualitätssicherung ausschlaggebend. Denn in Leonberg mussten „teilweise die 

öffentlichen Entsorger den Privaten hinterherfahren, um nicht ausgeführte Tätigkeiten zu 

                                                 
195

 http://www.who-owns-the-world.org/2008/09/30/trend-zur-rekommunalisierung-vorwaerts-in-die-vergangenheit/ 
196

 Difu-Papers (2011), 10 
197

 Difu-Papers (2009), 10f 
198

 vgl. Difu-Papers (2009), 11 



47 
 

erledigen. Zudem wurde im Frühjahr 2006 die Abfuhr von Abfällen durch Private aufgrund 

starken Schneefalls eingestellt, wohingegen die öffentlichen Fahrzeuge noch fuhren.“199 

Die Rekommunalisierung bedeutet für den Bezirk Herrenberg eine jährliche Einsparung in 

der Höhe von 210.000 Euro, für den Bezirk Leonberg von 390.000 Euro.200 Für das Jahr 

2012 wurden weitere Einsparungen durch Tourenoptimierung in der Höhe von 200.000 Euro 

angestrebt.201  

Die Vorteile der kommunalen Abfallversorgung im Landkreis Böblingen lassen sich folgen-

dermaßen zusammenfassen: „Mit der Rekommunalisierung und der damit verbundenen bes-

seren Kostentransparenz wurden die ökonomischen Zielstellungen erreicht. Die Abfallgebüh-

ren konnten seit Mitte der 1990-Jahre stabil gehalten werden. Positiv hervorgehoben wurden 

die tarifliche Bezahlung der Mitarbeiterschaft, die politischen Gestaltungsmöglichkeiten sowie 

zufriedenere Kundinnen und Kunden. Ein ökologischer Vorteil wurde erzielt, da Wege einge-

spart wurden.“202 

 

 Rostock 

Die Stadt Rostock (204.000 EinwohnerInnen) entschied sich im Jahr 2011 dazu, die Abfall-

entsorgung wieder kommunal zu organisieren. Zunächst kaufte die „Rostocker Versorgungs- 

und Verkehrsholding“ (RVV, im Eigentum der Stadt) die im Besitz der „Alba“-Gruppe befindli-

chen Anteile der „Stadtentsorgungs GmbH“ zurück. (Die „Alba“-Gruppe hatte im Jahr 2001 

49 Prozent der Anteile an der „Stadtentsorgungs GmbH“ um kolportierte 30 Mio. D-Mark ge-

kauft.) Der kolportierte Rückkaufpreis lag bei 10 Mio. Euro. Ziel dieser Rekommunalisierung 

war eine strategische Neuordnung der Müllentsorgung und -verwertung in Rostock. Die Stadt 

Rostock wurde durch den Rückkauf über die „RVV“ wieder alleiniger Eigentümer der „Stadt-

entsorgungs GmbH“ und kann sich damit auf das Kerngeschäft der Müllbeseitigung konzent-

rieren. Gleichzeitig können durch die kommunale Unternehmensstruktur zukünftig notwendi-

ge europaweite Ausschreibungen der Abfallentsorgung verhindert werden. 

Im Fall der Rostocker Müllabfuhr ergab sich die skurrile Situation, dass auf die 

Rekommunalisierung des einen Unternehmens die sofortige (Teil-) Privatisierung zweier an-

derer Unternehmen folgte. Denn die Vereinbarung, die beim Rückkauf der „Stadtentsorgungs 

GmbH“ getroffen wurde, sah vor, dass die Stadt Rostock ihren 70-prozentigen Anteil an der 

„SR-Service GmbH“, einem Tochterunternehmen der Stadtentsorgung, das für den Abtrans-

port des Haus- wie des Geschäftmülls zuständig ist, an „Alba“ verkaufte.  

                                                 
199

 Difu-Papers (2009), 11 
200

 vgl. Difu-Papers (2011), 10 
201

 vgl. Difu-Papers (2011), 10 
202

 Difu-Papers (2011), 10 



48 
 

Finanziert wurde die Rekommunalisierung außerdem durch den Verkauf der städtischen An-

teile (50 Prozent) an der „Entsorgungs- und Verwertungsgesellschaft“ (EVG) an das franzö-

sische Unternehmen „Veolia“. „Veolia“ wurde dadurch alleiniger Eigentümer der „EVG“. Die 

Stadt wollte sich von der „EVG“ trennen, da sie fürchtete, dass sich das Unternehmen für die 

finanzmarode Stadt Rostock zu einem Verlustgeschäft entwickeln könnte. Kritiker sprechen 

jedoch davon, dass das lukrative Geschäft der Müllverwertung privatisiert wurde, während 

sich das nicht besonders attraktive Geschäft der Hausmüllsammlung zu großen Teilen im 

Eigentumsbereich der Kommune befindet.203 

 

 Straßenreinigung in Lodève/ Frankreich 

Mittlerweile zeichnet sich in ganz Europa ein Umdenken im Bereich der Abfallbeseitigung 

und Straßenreinigung ab. In Lodève, einer kleinen Stadt mit 7.300 EinwohnerInnen im Süden 

Frankreichs, kündigte der Gemeinderat Ende 2009 den Vertrag über die Straßenreinigung 

mit einer privaten Firma. Stattdessen wollte die Stadt die Straßenreinigung hinkünftig selbst 

übernehmen. Die Stadt erwartete sich dadurch Einsparungen in der Höhe von 202.000 Euro 

im Jahr 2010 und 153.000 Euro im Jahr 2012.204  

Auch in Paris wurde im Jahr 2008 in Erwägung gezogen, die Müllsammlung zweier Bezirke 

an private Firmen auszulagern, entschied sich aber auch aufgrund arbeitsmarktpolitischer 

Aspekte diesen Dienst kommunal anzubieten.205 

 

 Rhein-Hunsrück-Kreis  

Mit Beginn des Jahres 2006 übernahm „Rhein-Hunsrück Entsorgung“ die Sammlung und 

den Transport des Abfalls im Landkreis Rhein-Hunsrück. Der kommunale Anbieter kann die 

Entsorgung trotz steigender Entsorgungspreise und wachsender gesetzlicher Anforderungen 

im Vergleich zum vorherigen privaten Anbieter deutlich günstiger durchführen. Durch die 

Einsparungen konnten die Gebühren für Privathaushalte nach 2007 in den Jahren 2010 und 

2011 noch einmal gesenkt werden.206 Dadurch ergibt sich eine Reduktion der Haushaltsge-

bühren um etwa 11 Prozent.207 

Im Bereich der Restabfallbeseitigung hat sich der Rhein-Hunsrück-Kreis schon im Jahr 2005 

an einer interkommunalen Kooperation dreier Landkreise beteiligt. Auch dadurch konnten 

deutliche Einsparungspotenziale aktiviert werden.208  
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 Recycling in North Tyneside/ Großbritannien 

In North Tyneside, einem Verwaltungsbezirk in der Grafschaft Tyne and Wear in England mit 

ca. 200.000 EinwohnerInnen, wurde das Sammeln von Abfällen für Recyclingzwecke an ei-

nen externen Anbieter ausgelagert. Als der Vertrag mit dem Unternehmen im Jahr 2008 en-

dete, entschied sich das Council für eine langsame und schrittweise Rückführung der Dienst-

leistung, die zwischen Jänner und Juni 2009 abgewickelt wurde. Dies bot die Möglichkeit, die 

Sammlung von Recyclingmüll in die Müllabfuhr zu reintegrieren. Zudem wurden die bisheri-

gen Recyclingcontainer durch neue Container mit größeren Volumen ersetzt und die Band-

breite der Materialen, die gesammelt werden, vergrößert. Durch diese Maßnahmen hat sich 

die Menge des gesammelten Recyclingmaterials verdoppelt, die Recyclingquote stieg von 28 

auf 38 Prozent. Gleichzeitig konnte die Vermüllung der öffentlichen Plätze und Straßen 

(Littering) deutlich verringert werden. Das alles führte zu einer Senkung der CO2-Emissionen 

von 5.000 Tonnen auf 1.700 Tonnen: „In terms of our carbon footprint the more materials we 

recycle, the greater the reduction carbon footprint.“209  

Insgesamt kann die Rekommunalisierung als Erfolg bezeichnet werden und wurde auch von 

der Bevölkerung positiv aufgenommen. Die Zufriedenheit der BürgerInnen mit dieser Dienst-

leistung ist seit der Rückführung auf 92 Prozent gestiegen (plus 18 Prozent). Denn die Rück-

führung eröffnete dem Council die Möglichkeit, verstärkt auf Bürgerwünsche einzugehen: „As 

well as improving the quality of the service, bringing it in-house means there is greater flexi-

bility in responding to changes that are required as a result of policy or service users’ 

need.”210 

 

6.4 Öffentlicher Personennahverkehr 

Bis in die 1960er Jahre waren öffentliche Verkehrsmittel für viele Menschen das Hauptver-

kehrsmittel. Danach hat der Individualverkehr mittels Automobil stark zugenommen, worunter 

die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel gelitten hat. Der öffentliche Schienen- und Straßen-

verkehr fuhr in ganz Europa strukturbedingte Defizite ein, da er häufig gezwungen war un-

rentable Dienste anzubieten. Die Staaten mussten dafür Ausgleichleistungen entrichten oder 

der Einstellung dieser Strecken zustimmen.211 

Seit den 1980er Jahren wurde auch im Sektor des öffentlichen Personennahverkehrs die 

Marktöffnungsverordnung vorangetrieben, die zu einer schrittweisen Vergabe in diesem Be-

reich führen sollte. Eines der ersten Länder war auch hier Großbritannien. Bereits im Jahr 

1986 wurden erste Schritte zur Marktöffnung gesetzt und der Busverkehr liberalisiert. Da-
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durch konnten zwar die Betriebskosten gesenkt werden, gleichzeitig nahm jedoch die Aus-

lastung ab.212 Denn vor allem auf den kommerziell interessanten Strecken mit hoher Auslas-

tung ließ sich ein deutlicher Preisanstieg feststellen. „In the history of privatization of local 

public transport, more often than not, the services provided were reduced dramatically and 

the prices saw steep increases.”213 In der Zwischenzeit wurden in Großbritannien einige Pri-

vatisierungen im Bereich des Personennahverkehrs zurückgenommen, wie später gezeigt 

wird.  

Auch in Dänemark haben die Gebietskörperschaften schon im Jahr 1994 begonnen, Leis-

tungen des Öffentlichen Personennahverkehrs auszuschreiben. Probleme gab es hier insbe-

sondere bei der Privatisierung des U-Bahnbetriebs in Kopenhagen. Der günstigste Anbieter, 

„Combus“, konnte sein Angebot nicht halten und musste schließlich mit staatlicher Hilfe ge-

rettet werden. Auch in Schweden wurden zahlreiche Konzessionen für den ÖPNV vergeben. 

Beim Schienenverkehr behielt sich das staatliche Eisenbahnunternehmen die lukrativen 

Strecken zwischen den großen Städten, während die weniger lukrativen oder defizitären an 

private Unternehmen ausgelagert wurden. Diese müssen nun mit staatlichen Subventionen 

am Leben erhalten werden.214 

In Neuseeland, lange Zeit Vorzeigeland hinsichtlich Privatisierungen, wurde im Jahr 1993 

auch die staatliche Eisenbahn an private Anbieter verkauft. Damals lukrierte der Staat durch 

diesen Verkauf Einnahmen von umgerechnet 202 Mio. Euro. Als es nach Streitigkeiten mit 

dem Privaten im Jahr 2008 zum Rückkauf der Bahn kam, musste der neuseeländische Staat 

dafür umgerechnet 336 Mio. Euro aufbringen.215  

 

 Das Desaster der britischen Eisenbahn 

Im Jahr 1994 vollzog die konservativ geführte Regierung Großbritanniens die vollständige 

Privatisierung der Staatsbahn „British Rail“ (BR). Die „British Rail“ wurde zerschlagen und in 

einzelnen Tranchen an private Anbieter verkauft. Die Regierung gab an, dass die Schaffung 

eines Marktes für Bahndienstleistungen zu mehr wirtschaftlicher Effizienz und billigeren 

Transportkosten führen würde. Außerdem wurde das Ziel verfolgt, die anstehenden Kosten 

für die Modernisierung des Bahnbetriebes an Private auszulagern. Um den direkten Über-

gang von einem staatlichen in ein privates Monopol zu verhindern, wurde der operative Be-

trieb in Personen- und Güterverkehr getrennt und die Infrastruktur (Bahnhöfe, Gleise, Brü-

cken, etc.) einzeln verkauft. Die Infrastruktur wurde im Jahr 1997 durch das private 

„Railtrack“-Konsortium (RT) aufgekauft, im operativen Betrieb (sowohl Personen- als auch 

Güterverkehr) kam es zur Ausschreibung an private Anbieter. Am Höhepunkt des privatisier-
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ten, britischen Eisenbahnsystems waren knapp 100 Nachfolgegesellschaften der „BR“ mit 

der Abwicklung des Eisenbahnverkehrs in Großbritannien beschäftigt.216 

Die Preise im Personenverkehr stiegen in Folge stark an, notwendige Investitionen in Infra-

struktur wurden weiter zurück gehalten, das britische Eisenbahnnetz verfiel zunehmend. In 

Folge kam es zu einer Reihe von schweren Zugunglücken (South Hall 1997, Ladbroke Grove 

1999, Hatfield 2000)217, welche 42 Tote und über 700 Verletzte zurück ließen. Ursachen aller 

drei schweren Unglücke waren schadhafte Gleise oder Weichen, welche durch „Railtrack“, 

trotz Wissen um den Reparaturbedarf, nicht erneuert wurden.  

Nach dem Zugunglück in Hatfield wurde die zulässige Höchstgeschwindigkeit für Züge auf-

grund der schlecht gewarteten Infrastruktur massiv gesenkt, mit der Folge, dass im Jahr 

2000 55 Prozent aller Reisezüge in Großbritannien Verspätung hatten. Das Unglück in 

Hatfield war zudem Anlass für eine intensiv geführte öffentliche Debatte über die Zukunft des 

britischen Bahnsystems.218 

Die Situation des „Railtrack“-Konsortiums war jedoch zu diesem Zeitpunkt denkbar schlecht. 

Die Gesellschaft war mit dem auf sie zukommenden Investitionsvolumen für die Instandhal-

tung der Netze finanziell überfordert. Auch die Subventionen der britischen Regierung konn-

ten längerfristig nicht helfen. „Die immensen Ausgaben, die Railtrack aufgrund des Unglücks 

und der ausufernden Kosten beim Ausbau der West Coast Line zu tragen hatte, führten 2001 

schließlich zur Insolvenz der Infrastrukturgesellschaft und der Übernahme des Netzes durch 

die öffentliche Gesellschaft Network Rail.“219 Für knapp 500 Mio. Pfund wurde das nicht-

gewinnorientierte Unternehmen Eigentümer sämtlicher Eisenbahninfrastruktur (Gleise, 

Bahnhöfe, Weichen, etc.). Seither kann ein verstärktes Investitionsvolumen beobachtet wer-

den, denn „Network Rail“ ist verpflichtet, sämtliche Gewinne durch Nutzungsgebühren in den 

weiteren Ausbau der Infrastruktur zu investieren. Der operative Betrieb des Schienenperso-

nenverkehrs verbleibt jedoch weiterhin in privater Hand.220 Der britische Eisenbahnverkehr 

ist für die KundInnen einer der teuersten der Welt, gleichzeitig muss die Regierung jedes 

Jahr Subventionen gewähren, um den operativen Betrieb vieler Strecken zu gewährleis-

ten.221 Die Privatisierung der britischen Eisenbahn konnte ihren Erwartungen nicht gerecht 

werden, im Gegenteil: „Mehrere Kostenrechnungen kommen zu dem Schluss, dass eine 

Umstrukturierung und Sanierung der Bahn durch die öffentliche Hand bedeutend preiswerter 
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gewesen wäre.“222 Diese Erkenntnisse haben auch zu einem Umdenken der britischen Be-

völkerung geführt: „Eine Umfrage in London ergab [...], dass 95 Prozent aller Einwohner eine 

Verstaatlichung der kompletten Eisenbahn befürworten würden.“223 

 

 Rekommunalisierung der Kieler Verkehrsgesellschaft (KVG) 

Nachdem die Stadt Kiel (mit ihren rund 240.000 EinwohnerInnen) bereits die „Kieler Stadt-

werke“ und die „Kieler Wohnbaugesellschaft“ privatisiert hatte, verkaufte sie im Jahr 2003 

auch 49 Prozent der „Kieler Verkehrsgesellschaft“ (KVG) an die „Norddeutsche Busbeteili-

gungsgesellschaft“ (NBB).224 Der Verkaufspreis lag bei lediglich 12.450 Euro. Das verfolgte 

Ziel war, der „KVG“ einen strategischen Partner mit privatwirtschaftlichem Know-how zur 

Seite zu stellen, um im Wettbewerb bestehen zu können. Die Gewerkschaft Verdi kritisierte 

dieses Vorgehen vehement: „Wenn öffentliche Aufgaben privatisiert worden sind, geht das 

einher mit einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Gehälter.“ 225 

Die eingegangene Public Private Partnership der Stadt Kiel mit der „NBB“ hatte nur eine kur-

ze Lebensdauer, bereits im Jahr 2009 wurde die „Kieler Verkehrsgesellschaft“ 

rekommunalisiert. Ein Grund für den vollständigen Rückkauf der privaten Anteile war die im 

Jahr 2011 anstehende europaweite Ausschreibung des Öffentlichen Personennahverkehrs in 

Kiel. Dabei wäre die „Kieler Verkehrsgesellschaft“ anderen Anbietern wohl unterlegen, was 

den Verlust von rund 560 Arbeitsplätzen bedeutet hätte.226 Durch die Rekommunalisierung 

konnte diese Ausschreibung umgangen werden, wenngleich die Stadt ein Vielfaches des 

ursprünglichen Verkaufspreises bezahlen musste – mehr als eine Million Euro.227 Die Mitar-

beiterInnen des Betriebes mussten im Zuge der Rekommunalisierung die Streichung von 

Urlaubsgeldern und Einmalzahlungen hinnehmen, erhielten dafür jedoch eine bis 2020 be-

fristete Beschäftigungsgarantie.228 

Bei den intensiven Diskussionen im Vorfeld der Rekommunalisierung standen aber auch die 

finanziellen Einnahmen im Fokus.229  Durch die Reintegration der „Kieler Verkehrsgesell-

schaft“ in den vollständigen Besitz der Stadt fließen wieder 100 Prozent der Einnahmen 

durch Ticketverkäufe in die Stadtkasse. Zeitgleich kann wieder direkter auf die Tarifpolitik der 

„KVG“ eingewirkt werden, Tickets für sozial Schwächere müssen nicht quersubventioniert, 

sondern können direkt angeboten werden.230  
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 Kommunalisierung der Londoner Metro  

Im Jahr 2003 wurde die Londoner U-Bahn (Metro) teilprivatisiert. Dies erfolgte durch den 

Verkauf von Teilen der Metro an die zwei privaten Bieterkonsortien „Tubeline“ und „Metronet“ 

(2004 erfolgte die Übertragung des Eigentums). Infrastruktur, Stationen und Züge gingen 

dabei in privates Eigentum über, während der operative Betrieb weiterhin in den Händen der 

kommunalen, öffentlichen Gesellschaft „Transport for London“ (TFL) lagen. Das „Department 

for Transport“ garantierte Zahlungen an die privaten Betreiber für die Erhaltung der Infra-

struktur. Die Einnahmen aus dem operativen Geschäft sollten auf die verschiedenen Ver-

tragsparteien aufgeteilt werden. Die öffentliche „TFL“ mietete sich bei den privaten Anbietern 

quasi ein.231 Die Londoner Metro wurde somit in vier Gesellschaften aufgeteilt: zwei kontrol-

liert durch „Metronet“, eine durch „Tubeline“ und eine durch die öffentliche „TFL“.  

Die Entscheidung über die Teilprivatisierung der Londoner Metro, war dabei ein Prestigepro-

jekt des britischen Premierministers Gordon Brown, welcher die Entscheidung auch ohne 

Einwilligung des Bürgermeisters Ken Livingstone „durchboxte“. „The tube PPP was one of 

the ideological cornerstones of Gordon Brown's tenure as chancellor, when he drove through 

the programme in the face of vociferous opposition from Mayor Ken Livingstone.“232  

Vorrangiges Ziel der Teilprivatisierung war die Beschaffung von Geldmitteln für den weiteren 

Ausbau des Metronetzes bzw. die Modernisierung bestehender Netze durch Privatisierungs-

erlöse und die Beteiligung der privaten Investoren. Die Verträge zur Teilprivatisierung wur-

den für eine Laufzeit von 30 Jahren abgeschlossen. Doch bei der Abwicklung des operativen 

Betriebes zeigten sich – bedingt durch die teilweise unklare Kompetenzaufteilung und die 

hohe juristische Komplexität des PPP-Modells – ernsthafte Probleme.233  

Bereits im Jahr 2008 waren die zwei durch „Metronet“ kontrollierten Gesellschaften der Pub-

lic-Private-Partnership insolvent. Ursachen dafür waren fehlende Kosteninformationen und 

zu geringe finanzielle Mittel für die hohen Belastungen zur Erneuerung von Metrolinien und 

Stationen.234 Die Stadt London und der britische Staat mussten daraufhin Gelder zuschie-

ßen, um den operativen Betrieb der Metro zu gewährleisten. 2 Mrd. Pfund wurden dabei al-

leine von der britischen Regierung aufgewendet.235 Mit 27.5.2008 wurden die Anteile von 

„Metronet“ zu 100 Prozent an die öffentlich-kommunale „TFL“ rückübertragen.236 Im Jahr 

2010 kaufte die „TFL“ auch die Anteile des letzten verbleibenden privaten Teilhabers 

„Tubelines“ für eine Summe von 310 Millionen Pfund. Die Kosten für diesen Rückkauf belas-
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ten die Finanzen der „TFL“ bis heute, doch auch der konservative Londoner Bürgermeister 

Boris Johnson ist der Ansicht: „This deal is excellent news for London.”237 

 

 Rekommunalisierung des ÖPNV in Saumur/ Frankreich 

In Saumur, einer Gemeinde in Frankreich mit rund 28.000 EinwohnerInnen, wurde der öffent-

liche Personennahverkehr lange Zeit in Form einer Public-Private-Partnership mit dem Un-

ternehmen „Veolia“ organisiert. Im Jahr 2010 entschieden die politisch Verantwortlichen je-

doch, den öffentlichen Personennahverkehr der Gemeinde neu zu organisieren. Die neu ge-

gründete „société publique locale“ (SPL), eine Aktiengesellschaft, die zu 90 Prozent im Be-

sitz der Kommune Saumur und zu 10 Prozent in Besitz des Département Maine-et-Loire ist, 

sollte diese Aufgabe übernehmen. Nach dem Auslaufen der Verträge mit „Veolia“ im Juni 

2011 hat ab 1. Juli 2011 die Kommune somit selbst die Organisation des Personennahver-

kehrs übernommen. Dadurch soll eine bessere Kontrolle des Angebots bei gleichzeitiger 

Kostenreduktion erreicht werden.238 

 

6.5 Gesundheit 

Die Gesundheitssysteme in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind durch die un-

terschiedlichen Traditionen der Sozialfürsorgesysteme gekennzeichnet. Die Staaten haben 

entsprechend differenzierte Aufgabenfelder, die im Rahmen des Gesundheitssystems staat-

lich bereit gestellt werden sollen. 

Das Gesundheitssystem ist nach wie vor Angelegenheit der Nationalstaaten, auch wenn die 

Europäische Union um Zielvorgaben im Gesundheitsbereich bestrebt ist, wie etwa das 

Weißbuch „Gemeinsam für die Gesundheit: Ein strategischer Ansatz der EU für 2008-2013“ 

zeigt.  

Von einem breiten Liberalisierungs- und Privatisierungstrend kann im Gesundheitsbereich 

nicht gesprochen werden. In einigen Ländern (etwa Deutschland) wurden Dienstleistungen 

wie Reinigung und Küche ausgelagert. In anderen Ländern (Griechenland, Großbritannien, 

Frankreich) resultieren aus den Einsparungen im Gesundheitsbereich die schlechte Bezah-

lung der Angestellten und lange Wartezeiten für Operationen. 

Aufgrund der demographischen Entwicklung und der neuen technologischen Möglichkeiten 

sind die Ausgaben für den Gesundheitsbereich in den letzten Jahren und Jahrzehnten über-

durchschnittlich stark angestiegen. Die engen budgetären Vorgaben der Europäischen Union 

haben gerade im Sozial- und Gesundheitsbereich in vielen Ländern zu Einsparungsmaß-
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nahmen, höheren Selbstbehalten und Leistungsreduktionen geführt. Die Diskussionen über 

die (Un-)Leistbarkeit des Gesundheitssystems haben zu Unsicherheit innerhalb der Bevölke-

rung geführt, woraus eine massive Zunahme privater Krankenversicherungen resultiert. Im 

Jahr 2010 gaben alleine die österreichischen Haushalte 424 Mio. Euro für private Kranken-

versicherungen aus. Zehn Jahre zuvor waren es noch weniger als die Hälfte (201 Mio. Euro 

im Jahr 2001).239 

Der kommunale Einfluss auf den Bereich der Gesundheitsvorsorge ist durch die Aufgaben-

teilung beschränkt. Hinzu kommt der hohe finanzielle Aufwand im Gesundheitssektor, der 

Möglichkeiten der Kommunen weiter beschneidet. Dennoch gibt es auch in diesem Bereich 

Fälle von Rekommunalisierung. 

 

 (Re)Kommunalisierung des Rettungsdienstes in Deutschland 

Im Zuge der Debatte um die Ausschreibungspflicht für Dienstleistungen des Rettungswesen 

(Erste Hilfe Maßnahmen, Notfallintervention, etc.) kam es in Deutschland zu einem „Boom“ 

der Kommunalisierung der Rettungsdienste. Das Rettungswesen in Deutschland ist – ähnlich 

wie in Österreich – durch einen Mix aus öffentlichen Stellen (z.B. Feuerwehr Berlin, die auch 

für den Rettungsdienst der Stadt zuständig ist), privaten Vereinen (z.B. „Deutsches Rotes 

Kreuz“) und privaten Firmen (z.B. „Falck“-Gruppe) gekennzeichnet. Die rechtliche Regelung 

hinsichtlich der Organisation des Rettungswesens unterliegt der Kompetenz der Bundeslän-

der.  

Die monetäre Erstattung von erbrachten Leistungen erfolgt in allen Fällen über die Sozial-

versicherung. Historisch haben sich dabei drei Modelle der Vergütung von Rettungsdiensten 

entwickelt, nämlich die direkte kommunale Trägerschaft wie beispielsweise bei der „Feuer-

wehr Berlin“, Konzessionsmodelle mit direkten Zahlungen der Sozialversicherung an Ret-

tungsdienste und sogenannte Submissionsmodelle. Hierbei werden die Entgelte der Ret-

tungsdienste von den Kommunen geleistet, die wiederum Forderungen gegenüber der Sozi-

alversicherung geltend machen können.240 

Nach einem Urteilsspruch des EuGH (29.4.2010) unterliegen die Modelle der Submission 

der europaweiten Ausschreibungspflicht.241 Viele Kommunen reagierten darauf, mit der (Re-) 

Integration der Rettungsdienste in kommunale Trägerschaft, um europaweite Ausschreibun-

gen zu umgehen. Befürchtet wurde, „dass eine Ausschreibung auf lange Sicht die Qualität 

des Rettungsdienstes verschlechtern wird, da die jeweiligen (europaweiten) Anbieter von 

rettungsdienstlichen Leistungen ausschließlich über die Personalkosten Einfluss auf die Kos-

                                                 
239

 http://www.statistik.at/web_de/statistiken/gesundheit/gesundheitsausgaben/019701.html  
240

 vgl. Verdi (2010) 
241

 vgl. Deutsches Vergabenetzwerk (2010) 



56 
 

ten nehmen können.“242 Eine Kostenreduktion allein über Einsparung von Personalkosten zu 

erreichen, die 80 Prozent der Gesamtkosten im Rettungsdienst ausmachen, kann jedoch 

nicht im Interesse der Kommunen liegen. Gleichzeitig müssen die MitarbeiterInnen bei Aus-

schreibungen alle vier bis sechs Jahre um ihre Anstellung bangen, während sie in kommunal 

geführten Betrieben Angestellte der Landkreise sind. 

Einerseits soll durch die (Re-)Kommunalisierung die Qualität der Rettungsleistungen für die 

Zukunft erhalten werden, andererseits die traditionelle Verbindung mit den Hilfsorganisatio-

nen (besonders im Katastrophenschutz) weiter bestehen bleiben.243 Die Vermeidung hoher 

Kosten bei der Ausschreibung war ein zusätzliches Motiv vieler Kommunen zur Kommunali-

sierung244, zumal „durch die Kommunalisierung […] für den Kreis keine zusätzlichen Kosten 

[entstehen, d.Verf.] da der Betrieb des Rettungsdienstes vollständig durch die Rettungs-

dienstgebühren refinanziert wird.“245  

Von einem klaren Trend zur Kommunalisierung kann in diesem Bereich jedoch nicht gespro-

chen werden. In einigen Städten wurden (Re-)Kommunalisierungen diskutiert, wurden aber 

häufig nicht umgesetzt. So geschehen im Landkreis Spree-Neiße, wo eine konservative 

Mehrheit eine europäische Ausschreibung im Kreisrat durchsetzte und die Rettungsdienste 

zukünftig von einer Privatfirma übernommen werden.246 Im Jahr 2012 versuchte das Land 

Sachsen, eine generelle Ausschreibung für die Rettungsdienstleistungen durchzuführen, 

doch dagegen formierte sich starker Widerstand von NGOs und Oppositionsparteien.247 Da-

raufhin wurde das Auswahlverfahren bis zum Ende des Jahres ausgesetzt.248  

Ein Faktor für zukünftige (Re)Kommunalisierung von Rettungsleistungen in Deutschland 

könnte ein Urteil des bayerischen Verfassungsgerichtshof sein, welches die bevorzugte Be-

handlung der Hilfsorganisationen (z.B. „Rotes Kreuz“) gegenüber privaten Anbietern (z.B. 

„Falck“) verboten hat.249 Dies könnte den Kommunalisierungstendenzen weiteren Antrieb 

geben.  
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 Rettungsdienst im Landkreis Oberberg 

Ein Beispiel für eine abgeschlossene Kommunalisierung des Rettungsdienstes ist der Land-

kreis Oberberg (NRW, etwa 280.000 EinwohnerInnen), wo befürchtete Qualitätseinbußen bei 

einer Ausschreibung im Jahr 2011 zu einer Kommunalisierung geführt haben. Eine CDU ge-

führte Mehrheit hat sich für diesen Schritt entschieden, denn „mit der Kommunalisierung des 

Rettungsdienstes wird ein hohes Gut der Daseinsvorsorge für den Kreis gesichert, in dem 

die hohe Leistungsqualität erhalten bleibt.“250 Das finanzielle Risiko ist dabei gering, denn die 

Rettungskosten werden zur Gänze von den Krankenkassen übernommen. Mittlerweile wurde 

im Landkreis auch eine Berufsfachschule für Rettungsdienste ins Leben gerufen, um den 

Nachwuchs trotz Ausfalls der Zivildiener zu sichern.251  

 

 Rettungsdienst Schleswig-Holstein 

Bei der Rettungsdienstkooperation Schleswig-Holstein252 handelt es sich um ein kommunal 

geführtes Unternehmen, das im Besitz der vier Landkreise Dithmarschen, Pinneberg, 

Rendsburg-Eckernförde und Steinburg ist. In drei Landkreisen waren bereits vor dem Zu-

sammenschluss im Jahr 2005 jeweils kommunale Rettungsdienste tätig, 2007 entschloss 

sich auch der Landkreis Steinburg die bislang privat organisierte Rettungserbringung zu 

kommunalisieren und sich der Rettungskooperation anzuschließen. Durch die bestehenden 

Rahmenbedingungen sind „Selbstverwaltungsspielräume“ im eigentlichen Sinn kaum noch 

gegeben und die Errichtung interkommunaler Kooperationen im Rettungsdienst ist nahelie-

gend. Einsparungspotenziale können so genutzt werden, ohne die Qualität der Versorgung 

zu beeinträchtigen. Die bisherigen Erfahrungen bestätigen diese Erwartungen. Nach Aussa-

ge des Gutachters Dr. Emil Betzler ist diese Kooperation „[…] einer der effizientesten Ret-

tungsdienste in Deutschland, mit einem besonders geringen Verwaltungskostenanteil.“253 

 

 Ein neues kommunales Krankenhaus für Norrtälje/Schweden 

Das schwedische Gesundheitssystem ist durch eine kommunale Trägerschaft gekennzeich-

net. Auf nationaler Ebene erarbeitet das Gesundheitsministerium Richtlinien, die direkte Aus-

führung aber obliegt den Kreisen254.  

Im Landkreis Norrtälje (Stockholm Umgebung) drohte im Jahr 2003 die Schließung des loka-

len Krankenhauses, da Finanzierungsprobleme zwischen dem Landkreis als formeller Träger 

und dem tatsächlichen Betreiber, den Gemeinden des Landkreises, aufgetreten waren. Da-

raufhin gab es Verhandlungen der lokalen Kommunen, der Gewerkschaften und des 
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Gesundheitsministeriums, die zur Gründung des Unternehmens „Tiohundra“ führten. Dieses 

sollte zukünftig die Aufgabe der Senkung der Kosten des operativen Betriebes des Kranken-

hauses übernehmen. Die „Tiohundra“ stellt ein vollkommen neues, bis dato unbekanntes 

Unternehmensmodell im schwedischen Gesundheitssektor dar. Es ist durch eine interkom-

munale Trägerschaft gekennzeichnet, bei der sich sowohl die einzelnen Kommunen, als 

auch der Landkreis beteiligten.255 Dadurch konnten deutliche Kostensenkungen und Effizi-

enzsteigerungen im Gesundheitsbereich erreicht werden. 

 

6.6 Sonstige Dienstleistungsbereiche 

Neben den bisher angeführten Sektoren, kommt es auch in anderen Dienstleistungsbreichen 

immer wieder zu Rekommunalisierungen. Im Folgenden sollen einige Beispiele aus diesen 

unterschiedlichen Sektoren dargestellt werden.  

 

 Weihnachtsmarkt in Brandenburg 

Vor einigen Jahren wurde in einer brandenburgischen Kommune die Durchführung, Gestal-

tung und das finanzielle Risiko (bzw. der Gewinn) des jährlichen Weihnachtsmarktes einer 

privaten Firma übertragen. Kurz vor Ende der Vertragslaufzeit kam es zu Differenzen zwi-

schen der Kommune und der Firma, sodass diese Aufgaben wieder an die Kommune zurück 

fielen. Auch das Deutsche Bundesverwaltungsgericht beschäftigte sich mit diesem Fall und 

kam zu dem Schluss: „Eine materielle Privatisierung eines kulturell, sozial und traditionsmä-

ßig bedeutsamen Weihnachtsmarktes, der bisher in alleiniger kommunaler Verantwortung 

betrieben wurde, widerspricht dem (Anm. kommunales Selbstverwaltungsrecht). Eine Ge-

meinde kann sich nicht ihrer hierfür bestehenden Aufgabenverantwortung entziehen.“256 

 

 Prüfstatik in Hannover 

In der Stadt Hannover (526.000 EinwohnerInnen) wurde die Prüfstatik teilprivatisiert. Viele 

der anfallenden Aufgaben wurden an private Anbieter übertragen. Es zeigte sich, dass diese 

Übereinkunft auf Dauer teurer war, als wenn die Stadt diese Aufgabe kommunal erledigt hät-

te. Deswegen wurden im Jahr 2008 wieder zwei Statikerstellen eingerichtet und besetzt, wei-

tere sollen folgen. Zwar werden auch in Zukunft Arbeitsaufträge an Private weitergegeben, 

jedoch „eher um Arbeitsspitzen abzufangen“257, das normale Geschäft soll von den kommu-

nalen Prüfstatikern erledigt werden. Die Beschäftigung von kommunalen Prüfern bringt der 

Stadt Einsparungen um 30 Prozent. Dabei erweist sich die Rechnung als simpel. Die Bau-

herren brauchen die Bestätigung der Prüfstatiker für die Baugenehmigung. Diese Arbeit ist 
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gemäß Gebührenordnung zu bezahlen. Fazit: „Werden Prüfstatiker eingestellt, dann erwirt-

schaften die Mitarbeiter aller Voraussicht nach jeweils 30 000 Euro. Dabei sind ihre Gehälter 

schon abgezogen.“258 

 

 Instandhaltung und Pflege der Parkanlagen Nürnberg 

In Nürnberg, der mit ca. 500.000 EinwohnerInnen zweitgrößten Stadt in Bayern, wurden seit 

Mitte der 1990er Jahre im Rahmen einer Kosteneinsparungsinitiative Dienstleistungen der 

Instandhaltung und Pflege von Parkanlagen an Private vergeben. In einem dreijährigen Pi-

lotprojekt wurden, so der Beschluss der zuständigen Kommunalabteilung im Jahr 2007, im 

südlichen Teil Nürnbergs diese Dienstleistungen wieder rückgeführt. Ziel des Testlaufs war 

der Vergleich der in Eigenregie erbrachten Leistungen mit jenen der Privaten.259 

Hinter dieser Entscheidung steht eine Reihe von Gründen. „Zunächst einmal wurde erkannt, 

dass das Outsourcing an Privatunternehmen mit einem hohen Grad an administrativer Un-

terstützung und Kosten in Bezug auf die Qualitätskontrolle und Ausschreibungsverfahren 

verbunden ist.“260 Einen Kostenfaktor stellen die Mehrwertssteuererhöhungen dar, die die 

Leistungen der Privaten deutlich verteuert hat. Außerdem ermöglichen Änderungen der Ta-

rifverträge mehr Flexibilität und damit höhere Konkurrenzfähigkeit.261 Die Hauptziele waren  

also, wie Umweltbürgermeister Gsell (CDU) feststellt, „nicht alleine Einsparungen sondern 

[…] Qualitätssteigerungen ohne Mehrausgaben.“262 Erste Erfolge konnten bereits verbucht 

werden. So konnten nach einem enormen Personalabbau in den Jahren zuvor wieder neue 

MitarbeiterInnen aufgenommen werden. „Sämtliche neugeschaffenen Stellen finden sich in 

den Entgeltgruppen 3 (Ungelernte) und 5 (Fahrer).“263 

 

 Gebäudereinigung in Bremen 

Nachdem über einige Jahre hinweg die Gebäudereinigung der Stadt Bremen zunehmend 

von Privatfirmen übernommen wurde, zeichnet sich seit 2008 ein Schwenk in die entgegen 

gesetzte Richtung ab. Durch die Gründung der „Immobilien Bremen“, einer Anstalt öffentli-

chen Rechts, spart die Stadt gegenüber ausgelagerten Aufträgen jährlich allein 1,3 Mio. Euro 

an Umsatzsteuer ein. Mittlerweile werden durch „Immobilien Bremen“ rund 2.000 Gebäude 

betreut und verwaltet, darunter etwa das Rathaus, Polizeidienststellen, Schulen, Kinderta-

gesheime und Sportstätten.264 
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 Straßenbeleuchtung in Düren/ Deutschland 

Mit 1. Jänner 2012 wurde Betrieb und Wartung der Straßenbeleuchtung der Stadt Düren 

(etwa 93.000 EinwohnerInnen) rekommunalisiert. Der „Dürener Service Betrieb“, ein Eigen-

unternehmen der Stadt, hat Straßenbeleuchtung und Netz von den „Stadtwerken Düren“ 

(SWD) zurückgekauft. Die Analyse einer Unternehmensberatung hat zu dem Ergebnis ge-

führt, dass der kommunale Haushalt dadurch um bis zu 650.000 Euro entlastet werden kann. 

Die Einsparungen ergeben sich durch die Umrüstung der veralteten Beleuchtung auf die kos-

tengünstigere Leuchtdiodentechnik (LED). Damit werden zukünftig rund 60 Prozent der bis-

herigen Energiekosten gespart, bei gleichzeitiger Reduktion der Wartungsintervalle durch 

höhere Lebensdauer. Da es sich um ein kommunales Unternehmen handelt, wird die Erneu-

erung vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gefördert. Die 

jährliche Einsparung von Kohlendioxid soll bei ca. 1.500 Tonnen liegen.265 

Durch diese positive Erfahrung hat Düren beschlossen, mit März 2012 auch das örtliche Hal-

lenbad zu rekommunalisieren. 

 

7. Zusammenfassung 

Unter Rekommunalisierung werden „Maßnahmen subsumiert, die das Ziel beinhalten, ehe-

mals öffentlich erstellte, im Zeitverlauf privatisierte Aufgaben wieder in kommunale Tätigkei-

ten zu reintegrieren.“266 Sie sind eine Folge von als enttäuschend eingestuften Privatisierun-

gen und Liberalisierungen, die in den europäischen Ländern seit den 1980er Jahren stattge-

funden haben. Die Erwartungen an Preisentwicklung und Qualität der Dienstleistungen konn-

ten nicht erfüllt werden. Gleichzeitig wurde deutlich, dass sich der (politische) Handlungs-

spielraum der Kommunen durch Privatisierungen immer weiter eingeschränkt. Am deutlichs-

ten gezeigt haben sich die verringerten Einflussmöglichkeiten des Staates im Verlauf der 

Finanz- und Wirtschaftskrise, die das Vertrauen in die Leistungskraft des Marktes erschüttert 

hat. In den letzten Jahren war daher ein Bewusstseinswandel der Bevölkerung zu konstatie-

ren, die sich vermehrt für kommunal geführte Dienstleistungen aussprach.  

Für die Kommunen stellt der kommunale Einfluss ein wichtiges Motiv zur 

Rekommunalisierung dar. Einfluss-, Steuerungs- und Kontrollaufgaben sind einfacher und 

effizienter wahrzunehmen, wenn die Kommune die Leistungen der Daseinsvorsorge bereit-

stellt. Die Kommune ist dann auch in der Lage, als Leistungserbringer auf Bürgerwünsche zu 

reagieren und kann so eine verstärkte Bürgernähe erzeugen. Zusätzlich können lukrative 

Dienstleistungen zu wichtigen Einnahmequellen für die kommunalen Budgets werden.  
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Verwaltungsreformen und Modernisierungen haben in den letzten Jahren den Kommunen 

geholfen, in ihrem wirtschaftlichen Handeln mit privaten Anbietern konkurrieren zu können. 

Dies hat sich im Selbstvertrauen der Kommunen und im Bewusstsein der Bevölkerung nie-

dergeschlagen. Denn anders als private Unternehmen, die in erster Linie an Gewinnmaxi-

mierung interessiert sind, orientieren sich kommunale Anbieter am Gemeinwohl und sind 

stärker daran interessiert, allen Menschen den Zugang zu den Leistungen der Daseinsvor-

sorge zu gewährleisten.  

Die Praxis der Privatisierungen in den vergangenen Jahren hat gezeigt, dass private Anbie-

ter nur an ausgewählten Dienstleistungen interessiert sind, was oft zu einer für die Kommu-

nen nachteiligen Aufgabensplittung führt. So übernehmen Private die gewinnbringenden 

Aufgaben („Rosinenpicken“), während die unprofitablen den Kommunen überlassen bleiben. 

Dies bedeutet für die Kommunen einen zusätzlichen Kosten- und Personalaufwand bei 

gleichzeitig ausbleibenden Gewinnen aus profitablen Bereichen. 

Die Kommune als Wirtschaftsfaktor zu etablieren ist ein weiteres wichtiges Argument für 

(Re)Kommunalisierungen. Kommunale Arbeitgeber sind in der Regel bestrebt, die lokale 

Arbeits- und Ausbildungssituation sowie den Wirtschaftsstandort zu stärken. Deshalb werden 

für die Bevölkerung Arbeitsplätze vor Ort geschaffen und mit Personen aus der Kommune 

besetzt, faire Löhne bezahlt und benachteiligte Gruppen in den Arbeitsmarkt integriert. 

Die Vorteile von Rekommunalisierung sind nicht in allen europäischen Ländern ins Bewusst-

sein gerückt. So zeichnet sich gerade in den Ländern, die in den 1980er und 90er Jahren 

eine Vorreiterrolle bei Privatisierungen eingenommen haben, kein Umdenken ab. Trotz der 

teilweise desaströsen Erfahrungen mit Privatisierungen wird nahezu ideologisch an den ver-

meintlichen Vorzügen der privaten Daseinsvorsorge festgehalten. Rekommunalisierung war 

hier zumeist die Folge von Marktversagen, nicht von grundsätzlichen Überlegungen. Anders 

dagegen in Deutschland, wo es ein Nebeneinander zwischen Privatisierungen und Beibehal-

tung der öffentlichen Versorgung gab. Dieser unmittelbare Vergleich hat offenbar dazu ge-

führt, dass den politisch Verantwortlichen und der Bevölkerung gleichermaßen die Vorzüge 

kommunaler Aufgabenerledigung früher bewusst wurden.    

In der Praxis zeigt sich, dass Rekommunalisierung bis jetzt sehr stark in der Energiewirt-

schaft erfolgte, besonders in Deutschland. Aber auch in den Bereichen der Abfallversorgung, 

der Wasserver- und Abwasserentsorgung, des öffentlichen Personennahverkehrs und zahl-

reichen anderen Dienstleistungsbereichen hat sich die Tragfähigkeit der Kommunen als 

neue öffentliche Unternehmer in den vergangenen Jahren bewiesen. 

Die zu erwartenden positiven Effekte wie Bürgernähe, Effizienz und Wirtschaftlichkeit stellen 

sich nicht automatisch ein. Erfahrungen zeigen, dass die Argumente für oder gegen eine 

Rekommunalisierung im Einzelfall abgewogen werden müssen, um langfristig eine erfolgrei-
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che Daseinsvorsorge zu gewährleisten. Erfolgreiche Beispiele zeigen jedoch, dass 

Rekommunalisierungen in vielen Fällen eine gute Alternative zur privaten Organisation der 

Daseinsvorsorge darstellen können. Nicht zuletzt die Finanz- und Wirtschaftskrise hat ge-

zeigt, dass Märkte keineswegs unfehlbar sind. Es muss daher sowohl auf kommunaler Ebe-

ne, als auch bei den BürgerInnen das Bewusstsein für Rekommunalisierungen als gangbare 

Alternative gestärkt werden. 
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